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Deutscher Reichstag .
( Berlin , 13. April.

( Telegramm. )
Am Bundesratstische: Wermuth.
Das Haus ist schwach besetzt.
Präsident Graf Schwerin=Löwitz eröffnet die Sitzung um

1 Uhr 15 Min.
Für den verstorbenen Abg. Hermes (Vp.) wird auf Vorschlag des

Abg. Frhr. v. Hertling (Ztr.) der Abg. Doormann (Fortschr. Vp. )
durch Zuruf als Schriftführer gewählt.

Bittschriften.
Eine Petition der Rheinischen Steinzeugwerke in Köln um Wieder¬

herstellung des frühern Zollsatzes für Tonröhren wird zur Berück¬
sichtigung überwiesen .

Die Petition der Stadt Havelberg um Verlegung eines Pionierbataillons
nach Havelberg wird zur Erwägung überwiesen.

Eine Petition der Berliner Fleischerinnung fordert die
öffnung der deutschen Grenzen zur Einführung von lebendem
Schlachtvieh und gänzliche Aufhebung oder Herabsetzung der bestehenden
Viehzölle auf eine angemessene Zeit. Die Kommission beantragt
den Übergang zur Tagesordnung.

Scheidemann (sd.) tritt für Berücksichtigung ein. Der
Kommissionsbeschluß entspricht durchaus der volksfreundlichen Gesinnung
der zollwucherischen Mehrheit . Es fehlt an Fleisch, weil man auch
ohne Grund die Konserveneinfuhr erschwert hat.

Dr. Stengel (Fortschr. Vp. ): Wir stimmen dem Vorredner durchaus
zu. Wir erwarten allerdings nicht, daß sein Antrag angenommen
wird, denn die Herren Agrarier sind ja für Gründe nicht zugänglich ;
sie stimmen uns mit dem Zentrum nieder .

Speck (Ztr.) spricht gegen den sozialdemokratischen Antrag.
Die Petition wird durch übergang zur Tagesordnung erledigt .
Die Petition des Bundes der Standesvereine der deutschen Kranken¬

pfleger auf Einführung eines Befähigungsnachweises für
Masseure wird als Material überwiesen, ebenso eine Petition des

Vereins deutscher Straßenbahn= und Kleinbahnverwaltungen gegen die
Ausdehnung der Straßenbahnhaftpflicht auf Sachschäden.

Die Petition der Ortsgruppe Magdeburg des Bundes der technisch¬
industriellen Beamten über die Handhabung des Reichsvereinsgesetzes
wird zur Kenntnisnahme überwiesen.

Eine Petition des Verbandes der Unterbeamten auf lebens¬
längliche Anstellung der Unterbeamten wird als Material
überwiesen.

Petitionen des Zentralverbandes deutscher Bäckerinnungen „Germania",
des Innungsausschusses von Frankfurt a. M. usw. fordern das

Verbot von Beamtenkonsumvereinen ,
die Einführung von Umsatzsteuern und besondern Ausnahmebestimmungen
gegen die Konsumvereine .

Die Kommission beantragt überweisung als Material.
Schefbeck (Ztr.) unterstützt die Forderungen der Petenten . Den

Beamten sollte die Tätigkeit in den Konsumvereinen untersagt werden .
Auch die bayrische Regierung erblickt in den Beamtenkonsumvereinen
eine unerfreuliche Erscheinung .

Schöpflin (sd.) beantragt übergang zur Tagesordnung. Konsum¬
vereine sind gemeinnützige Institutionen. Steuerliche Maßnahmen
gegen sie sind also ganz unberechtigt. Will man es den Massen ver¬
denken, wenn sie sich zu Konsumvereinen zusammenschließen , besonders
jetzt, da sie durch schwere neue Steuern bedrückt werden ?

Dr. Weber (nl.): Wir verkennen durchaus nicht die Schwierig¬
keiten, in denen sich der Mittelstand befindet. Wir wissen sehr wohl,
daß er in den Großstädten naturgemäß einen schweren Stand gegen¬
über den Warenhäusern, wie überhaupt gegenüber der Konzentration
des Kapitals hat. Aber anderseits haben die Erfahrungen im letzten
Jahrzehnt gezeigt, daß mit Umsatzsteuern für Warenhäuser nichts

zu erreichen ist. Ebensowenig wird mit Umsatzsteuern für Konsum¬
vereine etwas zu erreichen sein. Wir brauchen nur an das Waren¬
haus Wertheim zu denken . Die Warenhaussteuer wurde eingeführt,
und das Unternehmen wurde drei=, viermal so groß. Die groß¬
kapitalistischen Betriebe können in der allerbequemsten Weise die Steuer
auf die Fabrikanten abwälzen. Manche Verträge zwischen Waren¬

häusern und Fabrikanten enthalten auch direkt die Bestimmung, daß
die Warenhaussteuer von den Fabrikanten zu tragen ist. Also
die Umsatzsteuer trifft schließlich die Fabrikanten, die wieder ein Aqui¬
palent dafür suchen werden in der geringern Entlohnung der Arbeiter .
Dem Mittelstand kann sehr geholfen werden durch die

Bildung von Einkaufsgenossenschaften.
Die Mittelstandsbetriebe können dann die Rohmaterialien zu den¬

selben Bedingungen einkaufen wie die großen Betriebe . Die Ge¬
meinden haben das Recht, Umsatzsteuern zu erheben. Sie haben aber
ehr wenig von diesem Recht Gebrauch gemacht. Ein Beweis dafür ,

daß sie sich auch nichts von der Einführung der Umsatzsteuern ver¬
sprechen . Im Abgeordnetenhaus ist von einem preußischen Minister
gesagt worden, daß man den Beamten keineswegs verbieten
könne, sich zu Konsumvereinen zusammenzuschließen . Diesen Stand¬
punkt darf man gutheißen , denn sonst würde man die Beamten anders
behandeln wie die übrigen Staatsbürger . Nach dieser Richtung hin
würde für uns die Petition ohne weiteres erledigt sein. Aber es
dürfte doch in ihr nach der einen oder andern Richtung hin Material
für die Regierung vorhanden sein, das eine zeitgemäße Ausbildung
des Genossenschaftsgesetzes den modernen Ansprüchen entsprechend nahe¬
legt und aus diesem Grunde sind wir für überweisung der Petition
an die Regierung.

Hildenbrand (sd.): Die Bäckerinnungen spielen sich hier als Mittel¬
standsretter auf. Dabei schädigen sie überall den Mittelstand durch
Gründung von Erwerbsgesellschaften . Das Mehl beziehen sie schon
lange auf genossenschaftlichem Wege, ebenso Maschinen und Werkzeuge,
und diese Gesellschaft tut hier so, als ob ihr das Wohl des Mittel¬
standes am Herzen liegt. Wollen Sie etwa das ganze Genossenschafts¬
wesen unter das Gesetz stellen?

Giesberts (Ztr.): Wenn aus dem Mittelstand Beschwerden kommen,
dann müssen sie reiflich geprüft werden. Das sollte sich auch die
Regierung angelegen sein lassen . Steuerfrei sollen die Konsumvereine
nicht bleiven. Spezialsteuern wären aber ungerecht. Denn er¬
drosselt sollen die Konsumvereine nicht werden. Sicherlich hat aber
auch die Bevölkerung das Recht, Konsumvereine zu gründen. “

Rieseberg (Wirtsch. Vgg. ): Die Vorwürfe gegen die Bäckerinnungen
sind unberechtigt . Der Gewinn aus den Erwerbsgesellschaften kommt
gemeinnützigen Zwecken zugute . Die sozialdemokratischen Konsum¬
vereine sino keine gemeinnutzigen Institute mehr. Sie sind Kampf¬
arganisationen gegen den Mittelstand geworden . Es ist tief
bedauerlich , wenn der Fiskus Grund und Boden für die Beamte ,
konsumvereine hergibt. Die Warenhäuser sollten noch viel mehr be¬
steuert werden. Sie sind ein Krebsschaden für den ganzen Mittelstand ,
Der Mittelstand sichert das Bestehen des Reichs. Alle bürgerlichen
Parteien sollten ihn daher schützen. (Beifall rechts.)

Die Petitionen werden als Material überwiesen.
Die Eosingerste .

Es folgt die Beratung einer Resolution Ablaß (Fortschr. Volksp .),
den Reichskanzler zu ersuchen, dahin zu wirken, daß die vom Bundes¬
rat vorgeschriebene Kennzeichnung der zum niedrigen Zollsatz einge¬
führten Gerste durch. Eosinfärbung wegen der damit verbundenen
Unzuträglichkeiten aufgehoben wird.“

Ebenfalls zur Beratung stehen mehrere Petitionen des Vereins
schleswig =holsteinscher Getreidehändler, der Müller=Zwangsinnung für
den Kreis Norden , des Müllervereins in Meldorf und der Handels¬
kammer zu Magdeburg auf Anderung der Gerstenzollordnung ebenfalls
hinsichtlich der Eosinfärbung.

Carstens (Fortschr. Volksp .): Unsere schlimmsten Befürchtungen sind
eingetroffen. Die Eosingerste hat schon schweren Schaden angerichtet .
Alle Parteien sollten mithelfen, daß sie verschwindet. Das Gesetz wurde
seinerzeit mit einer gewissen Nonchalance und Hast gemacht. Die
Regierung war sich über die Folgen nicht im klaren. Ich verüble es
ihr, daß sie die gesundheitsschädliche Wirkung der roten Gerste nicht
zugibt . Tausende von Anklagen sind erhoben worden, die Regierung

värt aber nichts. Selbst amtliche Kreistierärzte usw. bestätigen , daß
zie gefärbte Gerste schädlich ist. Der Redner verliest ein dem ent
surechendes Gutachten des Verliner Universtätsprofesors Lewin . Vereit¬

willa verspricht immer die Regierung sorofülige Prüfung . Das kostet
sie nichts. In der Tat geschieht aber nichts. Welche Erfahrungen hat
die Regierung bezüglich der Eosinfütterung bei Ochsen , Pferden und
Geflügel gemacht? Sicherlich keine guten. Die mit der Gerste be¬
schaftigten Leute haben sich Augenkrankheiten zugezogen . Es ist ein
Jammer mit dieser roten Gerste. Die Händler wollen
sie nicht kaufen, weil sie sie nicht los werden. Die Schiffer
wollen sie nicht verfrachten , weil sie die Laderäume
verschmutzt; die Mäster sind ängstlich, weil sie den Schweinen nicht
bekommt, die Schweine sollen sie nicht fressen, weil sie davon Darm¬
entzündungen bekommen, und die Hausfrauen wollen das Fleisch nicht
kaufen , weil es unappetitlich aussieht. (Heiterkeit.) Man sollte
schleunigst mit der Färbung aufhören, dann wären viele Wider¬
wärtigkeiten aus der Welt geschafft. (Beifall links.)

Staatssekretär des Reichsschatzamts Wermuth: Die Frage der
Eoisinfärbung hat große praktische Bedeutung. Wenn jetzt
weniger Gerste eingeführt worden ist als früher , so liegt das an der
reichen deutschen Ernte. Durch die Handelsverträge sind wir gezwungen ,
zwischen der Malzgerste zu -4 und der Futtergerste zu 1,30.4 zu
unterscheiden. Das haben wir bisher getan , und das werden wir auch
weiter tun. Wir haben alle Mittel, die für die Unterscheidung in
Betracht kommen, praktisch versucht, so zuerst des Anschroten dder

Brechen der Gerste. Das hat große Nachteile mit sich gebracht. Es
war für die Interessenten zu zeitraubend und für die Reichskasse zu
kostspielig. Wir haben auch versucht, die Unterscheidung durch Tötung
der Keimfähigkeit der Gerste infolge Erhitzung herbeizuführen. Aber auch
da haben wir keinen rechten Erfolg gehabt. Der Wunsch, eine Färbung
der Gerste einzuführen , ist schon sehr früh hervorgetreten . Er ist durchaus
nicht agrarischen Kreisen entsprungen , sondern den Kreisen der Müller
und des Handels. (Hört , hörtl rechts.) Wie gründlich die Angelegen¬
heit in der Reichsverwaltung verhandelt worden ist, wollen Sie daraus
ersehen, daß wir wohl ein Dutzend Farbstoffe untersucht haben. Als
bester hat sich Eosin erwiesen, auch bei den sehr sorgfältigen Fütterungs¬
versuchen mit Schweinen. Man war anfangs allseitig damit zufrieden.
Vor allen Dingen auch die Handelskreise . Der Wirtschaftsbericht der
Handelskammer zu Frankfurt a. M. enthielt die Stelle, daß das
Färbungsverfahren durch Eosin den Händlern nicht unsympathisch sei.
Die Gerste sei leicht verkäuflich, da man die Färbung kaum wahr¬
nehme. In einer Eingabe von Händlerkreisen aus Danzig heißt es:
„Bisher haben unsere Abnehmer in der Provinz, die sich in der
Hauptsache aus Händlern und Schweinemästern zusammensetzen über
die Verwendung derartig gefärbter Gerste keine Klage geführt.“

llso es war alles ganz schön in Ordnung. Da plötzlich tauchte
allerdings die Nachricht auf, daß Schweine unter der Fütterung

gefärbter Gerste gelitten hätten, die Magen seien stark
gefärbt und auch entzündet gewesen. Diese Nachricht lief wie
ein Blitz durch das ganze Reich , und es entstand eine ungeheure

Aufregung . Man sah bereits, wenn ich mich so ausdrücken darf,
den Reichsboden mit verendenden und sterbenden Schweinen bedeckt.
(Heiterkeit.) Unsere Akten füllten sich mit Telegrammen . Es entstand
nicht nur eine schwere Beunruhigung in unserm Handel, sondern
auch zeitweise eine ganz erhebliche Entwertung der nun einmal ein¬
geführten Gerste. (Sehr richtig!) Die Händlerkreise in Danzig baten
uns, dem durch Aufklärung entgegenzutreten. Dem sind wir gefolgt.
Das kaiserliche Gesundheitsamt hat

Fütterungs = und Vergiftungsversuche
angestellt. Das Zwölftausendfache von dem, was ein Tier bei normaler
Fütterung bekommt, ist der Gerste zugesetzt worden, aber bei keinem
Tier hat sich auch nur irgendeine gesundheitsschädliche Wirkung gezeigt.
(Hört, hört!) Die Versuche währen nun jetzt auch schon wieder drei
Monate. Auch in allerneuester Zeit sind keinerlei Schädigungen
aufgetreten , wie mir soeben ein Bericht des Gesundheitsamts mitteilt .
Danach haben sogar die mit Eosingerste gefütterten Schweine während
dieser drei Monate mehr an Körpergewicht zugenommen als
die mit ungefärbter Gerste gefütterten Schweine . (Heiterkeit.)
Krankheitserscheinungen sind zwar vorgekommen, aber das warenRotlauf und Schweineseuche, die man in der Aufregung
irrtümlich für Eosinvergiftung gehalten hat. (Heiterkeit.) In der
Unruhe ist überhaupt manches verwechselt worden. Unter anderm
wurde uns telegraphiert: „Ein Tier verendet , offenbar an sinver¬
giftung.“ Ich telegraphierte sofort: „Schickt das Schwein. “ Darauf
wurde telegraphiert: „Es ist gar kein Schwein, sondern eine Taube“
(Heiterkeit), und die Taube sei bereits vergraben. Der Betreffende
teilte auf Aufforderung mit, daß er inzwischen Tauben mit Eosingerste
eifrig weiter gefüttert , aber kein Anzeichen irgendeiner Vergiftung
wahrgenommen hätte. Das vergrabene Tier werde an Idiosynkrasie
gelitten haben. (Heiterkeit.) Wir haben mit unserer Aufklärungsarbeit
auch beruhigend gewirkt. Wir können von dem Verfahren nicht ab¬
gehen , und es wäre daher nicht förderlich, die Resolution anzunehmen .
(Beifall.)

Mayer=Pfarrkirchen (Ztr.): Die Eosinfärbung hatte anfänglich er¬
hebliche Mängel . Das ist besser geworden. Gesundheitsschädlich ist
sie nicht . Dayer werden wir die Resolution ablehnen. Ein Denatu¬
rierungsmittel müssen wir haben, und da noch kein besseres vorhanden
st, müssen wir beim Eosin bleiben. Tierärzte und Sachverständige

haben fast einstimmig erklärt, daß die Eosingerste auf die Därme nicht
schädlich wirkt. Es liegt also kein Anlaß zur Beunruhigung vor.
Jedenfalls muß verhindert werden, daß Futtergerste zum Schaden
der Reichskasse und der Gerstenbauer den Weg in die Brauereien
findet.

Dr. Rösicke (kons.): Wir verlangen, daß alle Futtergerste gefärbt
wird, damit nicht etwa die kleinen Müller gegenüber den großen be¬
nachteiligt werden. Wenn die Schweine politisch geschult wären,
würden sie vielleicht Abneigung gegen das rote Eosin haben. Solange
sie sich aber nicht um Politik kümmern, haben sie keinen Widerwillen
dagegen. (Heiterkeit.) Die Rötung der Därme trat nur dann ein,
wenn bei geschlachteten Tieren größere Mengen Eosin längere Zeit
auf einer Stelle liegen blieben. Etwas Ahnliches zeigt sich beim Grün¬
futter. Wir bitten den Staatssekretär, an der jetzigen Art der Dena¬
turierung der Gerste festzuhalten . (Beifall rechts.)

Dr. Weber (nl.): Wir haben die Denaturierung der Gerste im
Zolltarif festgelegt, daher müssen wir auch dafür sorgen, daß keine
betrügerischen oder andern Manipulationen bei der Einfuhr vorkommen.
Die Landwirtschaft ist infolge der Mitteilungen über die angebliche
Schädlichkeit der eosingefärbten Gerste mißtrauisch gegen sie geworden ,
und der kleine Händler sitzt mit seiner gefärbten Gerste da. Die Groß¬
mühlen, die Bevorzugungen beim Bezug von nicht gefärbter Gerste
haben, nutzen diese Situation aus und bieten überall nichtgefärbte
Gerste an. Darum muß von der Regierung zugunsten des Klein¬
handels und der kleinen Mühlen hier Wandel geschafft werden.
Die Schiffahrt klagt darüber , daß die Eosinfärbung in der Weise
vor sich geht, daß einfach Eosin in die Schiffsladung hinein¬
gespritzt wird. Dadurch haben die Schiffsbesitzer Unannehmlichkeiten.
Die Färbung könnte wohl auch in anderer Weise vor sich gehen.

Schatzsekretär Wermuth: Ich stelle fest, daß Nachweise über die
Gesundheitsschädlichkeit des Eosins gegenüber den von mir angeführten
Gegenbeweisen nicht erbracht worden sind. Dem Kleinhandel und
den Kleinmühlen werden wir entweder durch Verkürzung der Vor¬
züge, welche die Großmühlen genießen oder durch die Ausdehnung
dieser Vergünstigungen auf die Kleinmühlen zu helfen suchen. Ich

kann das mit aller Bestimmtheit versprechen. (Beifall.)
Stolle (sd.) tritt für die Resolution ein.
Dr. Burkhardt (Wirtsch. Vgg. ): Ich habe Chemie studiert und

weiß, daß Eosin giftfrei ist. Beruhigen Sie sich also. (Heiterkeit.) Die
Eosingerste soll doch nur Betrügereien verhindern . Wissen Sie einen
Ersatz? Wir können doch nicht die Eosinfärbung abschaffen, ohne
eine andere bessere Denaturierung vorzuschlagen . Darum sind wir
gegen die Resolution.

Fegter (Fortschr. Vp. ): Ob giftig oder nicht, jedenfalls ist das
Eosin eine Erschwerung für den Handel, auch für den Kleinmüller .

Ein Schlußantrag wird angenommen. Die Resolution wird
gegen die Fortschrittliche Volkspartei und die Sozialdemokraten

Donnerstag 12 Uhr: Nationalliberale Inter¬abgeleynt.
pellation über das Mülheimer Eisenbahnunglück , Zuständig¬

— Schluß 6¼ Uhr.keit des Reichsgerichts , Schwedischer Handelsvertrag.

Preußischer Landtag .
Abgeordnetenhaus .

i Berlin , 13. April.
( Telegramm . )

Am Ministertische : v. Breitenbach .
Präsident v. Kröcher eröffnet die Sitzung um 11 Uhr 15 Min.
Der Gesetzentwurf über die Vermeidung der Doppelbesteurung

wird in zweiter und dritter Lesung angenommen, ebenso der
Gesetzentwurf über das Ruhegehalt der Organisten , Kantoren
und Küster .

Der Gesetzentwurf über die Bezirkseisenbahnräte und den
Landeseisenbahnrat wird in dritter Lesung angenommen.

Der Eisenbahnetat .
Die allgemeine Aussprache über den Eisenbahnetat wird

fortgesetzt.
hr Bachnicke (Fortschr. Vp.): Unsere Besbnken gegen den Aus¬

gleichskonds sind mehr praktischer als prinzipieller Art. Vermöge der
Setagteisenbahnen kann ein geschickter Finanzminister sehr leicht heute
Sonnenschein und morgen Regen machen . Ob die Ziffer von 21
Brozent für die allgemeinen Statszwette genügen wird, kann nur
der Eertolg lehren . Wir wollen jedenfals nicht die Vorstellung auf¬
sommen lassen, daß die Lage der Schuldenverhältnise unserer
preusischen Eisenbahnen und damit unserer preußischen Staasnanzen
irgendwse bedenlich oder bedrohich sei. Imnmer wieder weisen wir
darauf hin, daß den Schulden produktives Kapital gegenübersteht .
Daß der Wert unserer Eisenbahnen das statistische Anlagekapital über¬
steigt, kann keinem Zweifel unterliegen . Man soll auch nicht be¬
haupten, daß die Tilgung nicht reichlich gewesen sei. Beim Abschluß
der Verträge kommt es darauf an, für die Gestaltung der Tarife alle
Chancen auszunutzen. Im großen und ganzen schließe ich mich der
freundlichen Beurteilung an, daß der preußisch =hessische Eisenbahnbetrieb
sich durch Zuverlässigkeitund Präzision auszeichnet. Wer vielim Auslande

weilt, freut sich, wenn er wieder auf preußische und deutsche Bahnen
übergeht. Was die Abschlüsse über Kohlen anlangt, so billigen wir
durchaus, wenn die nationale Produktion in erster Linie — so weit
es wirklich möglich ist —, berücksichtigt wird. Nur möchten wir ver¬
mieden wissen, daß die Verwaltung sich der Diktatur des Kohlen¬
syndikats unterwirft, damit nicht die Vertrustung noch üppiger ins
Kraut schießt, als bisher. Der Minister hat gestern davon gesprochen,
daß er Fesseln trägt, aber schon in der Rente unseres Eisenbahnkapitals
liegt eine Steuer. Diese Steuer darf nicht ungebührlich erhöht werden.
Die Rücksichten , die der Eisenbahnminister nehmen muß, sind mit den
Rücksichten auf den=Verkehr in Einklang zu bringen. Gestern wurde
die Eisenbahnverwaltung die Amme das Fiskus genannt, und es

wurde zugleich gefordert , sie solle auch die Amme des Volkswohlstandes
sein. Das Kind Fiskus befindet sich recht wohl. Es erhält jetzt
210 Millionen fest zugesichert und auch für die Eisenbahnverwaltung
ist der Betriebskoeffizient jetzt auf 70 Prozent heruntergegangen. Der
Minister bezeichnet den Ausgleichsfonds nicht als feindlich für die
Tarife. Darauf erwidere ich, er solle also die Konsequenzen ziehen.
Aber der Minister erwiderte, soviel es sich um Ermäßigungen handelt,

ist die Zeit noch nicht gekommen. Ich frage wiederum, warum ist
die Zeit noch nicht gekommen. Denn in den günstigen Zeiten riskieren
Sie es doch nicht. Die Gütertarife haben einige Erhöhungen
mit sich gebracht. Die Abfertigungsgebühr im Güterverkehr ist
noch immer nicht ermäßigt. Die Anregung , die gestern Herr Macco
in bezug auf die Tarifierung der Braunkohle gab, ist noch nicht
berücksichtigt worden, obwohl sich die Eisenbahnverwaltung sagen
mußte, sie schafft sich dadurch selbst Transport, also Einnahmen .
Der Redner befürwortet das Gesuch des deutschen Brauerbundes
in Frankfurt am Main um billigere Tarife für Eis.

Es handelt sich nicht um die Interessen der großen Brauereien, son¬
dern um die des kleinen Mannes. Der Redner beschwert sich über die
Verhältnisse bei dem bahnamtlich zugelassenen Rollfuhrgeschäft in Berlin ,
wo der Grundsatz der Freiwilligkeit in Bezug auf die Verpflichtungen
der Gesellschaft gegenüber dem Publikum zu weit ausgedehnt sei. Im
Personenverkehr ist der Sättigungspunkt noch nicht erreicht, wenn auch
anzuerkennen ist, daß Fortschritte gemacht sind. Es sind bessere Fern¬
verbindungen hergestellt. In den Durchgangswagen der preußisch¬
hessischen Wagen sind neueste technische Verbesserungen eingeführt, z. B.
das verstellbare obere Fenster , die elektrische Lampe. Auf weniger
bevorzugten Strecken gibt es allerdings noch fürchterliche Kasten, die
auszuschalten sind. Die Beseitigung der Fahrkartensteuer will der
Minister auf gelegenere Zeit vertagen. Jedenfalls würde eine prozen¬
tuale Erhöhung mit Zuschlägen in unsere sozial gestimmte Zeit nicht
hineinpassen , da ohnedies die breiten Massen stärker belastet sind. Auf
den elektrischen Strecken darf der Tarif auf keinen Fall erhöht werden.
Hinsichtlich der Fahrgeschwindigkeit der Personenzüge stehen wir erst an
zweiter Stelle in der internationalen Konkurrenz . Der Redner wünscht
die Festlegung des Ostertermins. Das Problem der Festlegung
des Osterfestes berührt in hohem Maße die wirtschaftlichen Interessen,
und deshalb bitte ich den Minister , mit Anregungen zur Lösung dieses
Problems beizutragen . Die Eisenbahnpolitik soll nicht immer der
Reichswirtschaftspolitik folgen, denn diese dient sehr häufig nicht dem
Verkehr. Umgekehrt aber trägt eine gesunde Wirtschaftspolitik dazu
bei, die Rente des Eisenbahnunternehmens zu erhöhen. (Beifall.)

Korfanty (Pole): In Oberschlesien herrscht große Arbeitslosigkeit
unter den heimischen Arbeitern. Weshalb beschäftigt die Eisenbahn¬
verwaltung nicht diese Arbeiter an Stelle der zahlreichen Ruthenen
und sonstigen Ausländer? Eine Verbilligung der Tarife für Kohle
und Eisen würde zu Mehreinnahmen der Eisenbahnen führen. Die
jetzige Tarifpolitik erschwert der oberschlesischen Kohle die
Konkurrenzfähigkeit mit der englischen. Die dadurch verursachte Minder¬
verwertung der oberschlesischen Erzeugnisse hat natürlich bedenkliche
Rückwirkungen auf die Lebensbedingungen der dortigen Bevölkerung .
Unsere Tarifpolitik trägt aber auch dazu bei, daß das Ausland die
Fracht für unsere Erzeugnisse unsern Tarifen entsprechend erhöht
und uns damit auf dem ausländischen Markt behindert . In Anbetrach
dieser Notlage bitte ich die Regierung , zweckmäßige Maßnahmen zur
Abhilfe zu ergreifen . Wie kommt die Eisenbahnverwaltung dazu,
den Teilnehmern am Deutschen Tag in Kattowitz Vergünstigungen im
Fahrpreis oder freie Fahrt zu gewähren. Die Nachforschungen nach

er politischen und nationalen Gesinnung der Eisenbahnbeamten müssen
unterbleiben.

Minister v. Breitenbach: Bei dem Abschluß der dreijährigen
Verträge für die

Lieferung von Kohlen, Schienen, Schwellen und
Kleineisenzeug

hat der Fiskus kein schlechtes Geschäft gemacht. Bei einjährigen Ver¬
jägen hätten wir einen ungeheuren Mehrpreis zahlen müssen, namentlich

ür Kohlen. Die Marine ist allerdings insofern in günstigerer Lage
als wir, als sie die Kohlen an der Küste verwenden kann, während
wir mit mehr oder minder weitem Transport in das Inland rechnen
müssen. Für Kohlen, die wir in den Küstengebieten verwenden , setzt der
Vertrag auch geringere Preise fest. Ausnahmetarife für Eis sollen
künftig in Fällen, wie sie jetzt vorliegen, schon zu Beginn des
Jahres ohne nochmalige Anhörung des Eisenbahnrats in Kraft treten.
Die Einheitssätze gehen auf dem Baustofftarif zurück, der auf Ent¬
fernungen , wie z. B. von Hamburg nach Frankfurt, eine etwa 33 pro¬
zentige Ermäßigung gewährt. Wir fahren auf diese Entfernung das
Tonnenkilometer zu 1,43 und nähern uns damit schon stark den, Selbst¬
kosten. Dem Wunsche, daß die Verträge mit den

bahnamtlichen Rollfuhrleuten
dem Publikum Erleichterungen verschaffen möchten, ist gar nicht leicht
zu entsprechen, denn die Rollfuhrunternehmer sträuben sich dagegen,
sich durch Einheitssätze festzulegen. Ich erkenne aber an, daß es erwünscht
wäre, wenn man die Empfänger der Güter nicht auf Verhandlungen
mit dem Personal des Rollfuhrunternehmers verwiese, und es soll
daher wenigstens der Versuch gemacht werden, dem geäußerten Wunsche
entgegenzukommen . Daß in gewissen Verkehrsbeziehungen , namentlich
mit dem

Osten der Monarchie,
eine größere Beschleunigung erwünscht wäre, gebe ich zu. Das setzt
aber eine vollständige Umwälzung der Fahrpläne im Osten voraus.
Die überfüllung der Stadt= und Vorortzüge beklagen auch wir. Sie
liegt zum Teil in der Ungeduld des Publitums. Auch wenn wir die
Züge in Intervallen von zwei Minuten fahren lassen, ist das Publikum
nicht gewillt, den folgenden Zug abzuwarten . Wir haben ja versucht,
durch das Stationspersonal auf das Publikum einwirken zu lassen,
aber das hat wieder zu unerwünschten Differenzen Anlaß gegeben.
Möglich ist es, daß eine Besserung eintritt, sobald wir den elektrischen
Betrieb eingeführt haben werden.

Die Frage des elektrischen Betriebes
wird auch für die Hauptbahnen geprüft. Es ist aber nicht beab¬
sichtigt, mit seiner Einführung eine Tariferhöhung zu verbinden. (Sehr
aut links.). Nur im Stadt= und Vorortverkehr von Berlin wird nach

der Elektrisierung eine Tariferhöhung in Erwägung zu ziehen sein
denn er ist für die Verwaltung sehr verlustbringend . (Hört, bärti
rechts.) In der Beförderung der Frachtgüter sind schon erhebliche
Verbesserungen getroffen, auch für die Verbesserung des Ver¬
sonenwagenparks ist in den letzten Jahren viel geschehen , so daß

sich in guter Verfassung befindet. Durch den Beschluß, alle zu¬
schlagpflichtigen Schnellzüge in =Züge umzuwandeln, ist ein hervor¬
ragendes Material an vierachsigen Wagen freigeworden , das nun in
Eil= und in Personenzügen Verwendung findet. Natürlich können wir
es nicht hindern , daß ein Material, das wir auf den Hauptbahnen
nicht mehr benutzen können, auf weniger in Anspruch genommenen
Linien und Nebenbahnen weitere Verwendung findet. Aber auch
dieses Material soll in brauchbarem und ansehnlichem Zustande sein,
und ich bin gern bereit, allen Beschwerden nachzugehen, die sich da¬

hin richten, daß das Material nicht angemessen unterhalten und ge¬
reinigt wird. Die in Aussicht gestellten Verbesserungen der
Schlafwagen werden im Laufe des Jahres durchgeführt sein.
Daß die Tarifpolitik mit der Wirtschaftspolitik des Reiches überein¬
stimmen muß, ergibt sich schon daraus, daß die preußischen Bahnen
das hervorragendste Wirtschaftsinstrument des Reiches sind.
(Sehr gut! rechts.) Die Ausfälle des Abg. Korfanty gegen die
preußische Polenpolitik waren überflüssig. Sie haben mit der
schwierigen Lage Oberschlesiens nichts zu tun. Es wird Herrn Kor¬
anty bekannt sein, daß sich vor wenigen Wochen eine, aus Kommissaren

der verschiedensten Ministerien bestehende Kommission nach Oberschlesien
begeben hat, um sich an Ort und Stelle von den Verhältnissen zu
überzeugen . Die Lage der oberschlesischen Eisenindustrie ist
recht schwierig. Die Beschaffung von Schmelzmaterial ist dort sehr schwer
und die Heranschaffung von Hochofenkoks sehr teuer. Auch die Arbeitslöhne
sind hoch und die Werke leiden auch unter gegenseitiger Konkurrenz .
Die östliche Gruppe des Vereins Deutscher Eisen= und Stahlindustrieller
hat ein Programm zur Beseitigung der Notlage aufgestellt , das
unter anderm Tarifermäßigungen, Ermäßigung der Kokspreise, größere
Berücksichtigung bei staatlichen Vergebungen und die Entbürdung von
Brücken= und Kommunallasten wünscht. Die Prüfung dieser Fragen
ist noch nicht abgeschlossen. Neben ihnen schwebt noch die Frage der
Ermäßigung der Gaskohlentarife von Oberschlesien nach Berlin. Sie
hat große Erregung hervorgerufen, nicht nur in der oberschlesischen
Industrie, sondern auch bei den Flußschiffern und Flußschiffahrts¬
Interesienten. Die Entscheidung ist noch nicht getroffen . Unter der
besondern Ungunst der Verhätnisse hat in der Tat der Absatz ober¬
schlefischer Gaskohle nach Verlin durch den stark steigenden Absatz
englischer Gaskohlen erheblich gelitten. Es scheint mir aber
nicht angezeigt, in der Frage der Gaskohlentarife eine Entscheidung
zu treffen, bevor nicht die allumfassenden Fragen des erwähnten
Programms entschieden sind. Die Regierung hat alle Veranlassung ,
diesen Fragen besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden . (Beifall .)

Borgmann (sd.) beschwert sich über die Verhältnisse auf den
Berliner Stadt= und Vorortsbahnen und warnt den Minister , bei
umwandlung des Stadtbahnbetriebes in einen elektrischen Betrieb die
Tarife zu erhöhen. Ein höherer Tarif ist keine Gewähr für eine
erhähte Rentabilität, die nur durch ein einheitliches Klassensystem
gewährleistet werden kann. Die Bevölkerung will schnell und billig,
aber nicht luxuriös besördert werden. Weshalb hat der Minister auf
meine vorgestrige Frage, aus welchen Gründen er der Berliner
elektrischen Schnellbahn das Zweiklassensystem aufoktroyiert hat, nicht
geantwortet? Wenn man in Fernzüge Lokalwagen einstellt , dann
müssen die Reisenden durch die Beamten darauf aufmerksam gemacht
werden , da sie sonst, wie ich es jüngst in Dortmund mitangesehen
habe, bei der Ausrangierung dieser Lokalwagen im Zuge
keinen Platz mehr finden.

Heine (nl.) wünscht , daß bei Verdingungen der Eisenbahnverwal¬
tung jede Ziegelei den Bedarf der Umgebung befriedigen könne, was
jetzt durch eine eigenartige Frachtberechnung unmöglich gemacht werde.
Der Redner fragt an, ob es möglich ist, diesem Wunsch eines großen
Teils der Ziegeleibesitzer zu entsprechen, ohne die Eisenbahnverwaltung
zu schädigen. Der Redner erkennt dankbar an, daß der Minister
wiederholt angeordnet hat, das ortsangesessene Gewerbe in weitestem
Maße zu berücksichtigen, dadurch, daß der Vergebungstermin genügend
bekannt gemacht wurde. Es müßte dies aber auch in Blättern kleiner
Städte geschehen.

Klußmann (nl.) wünscht zum wirksamen Schutz der deutschen
Hochseefischerei entsprechende Ausgestaltung der Eisenbahntarife. Früher
versorgte die deutsche Hochseefischerei den Markt in Rheinland und
Westfalen ausschließlich, bis ihn Holland sich eroberte. Wir führen
für 50 Millionen Mark Fische vom Ausland ein. Dieses Geld
müßte im Inland bleiben , das heißt, die deutsche Hochseefischereimüßte
in der Lage sein, auch in Rheinland und Westfalen in Konkurrenz
mit Belgien und Holland zu treten. (Beifall .)

Dr. Hahn (kons.) schließt sich dem Vorredner an.
Minister v. Breitenbach: Nach dem Urteil des Deutschen

Fischereivereins ist eine allgemeine Tarifermäßigung für Fische
nicht erforderlich. Er legt das Schwergewicht auf die Be¬
schleunigung des Transports . In dieser Hinsicht ist
bereits viel geschehen, denn auch wir wünschen, daß die Fische ein
Volksnahrungsmittel werden. (Beifall.) Das Zweiklassensystem
ist der Berliner Hoch= und Untergrundbahn nicht von uns aufgewungen
worden, sondern sie selbst hat es im Interesse des Verkehrs
gewünscht. Die Einschränkung der Arbeiterrückfahrkarten entspricht
einem Wunsche des Hauses . Wenn mir von sozialdemokratischer Seite
zum Vorwurf gemacht wird, daß ich dem Willen der Mehrheit nach¬
gekommen bin, so ist es mir nur erwünscht, wenn ich mich in meinen
Entschließungen auf die überwiegende Mehrheit des Hauses stützen kann.

Kirsch (Ztr.): Ein Teil meiner Freunde ist mit der Nicht¬
konzessionierung der elektrischen Bahn von Düsseldorf nach
Dortmund einverstanden . Von mir kann ich das nicht sagen, denn
ich halte diese Bahn für ein dringendes Bedürfnis. Für bedauerlich
halte ich das überhandnehmen der geschäftlichen Plakate auf
den Berliner Bahnhöfen , unter denen die amtlichen Bekanntmachungen
zum Teil verschwinden. Es müßte wenigstens für völlige Trennung
der beiden Plakatarten gesorgt werden . Schauderhaft sind die jetzt
Mode gewordenen Abkürzungen im Geschäftsverkehr , von
denen nun leider auch die Bahnverwaltung Gebrauch macht. „Bzbg.
soll heißen: „Bahnamtlich zugelassene Berliner Gepäckbeförderung .
Konsonantenhäufungen wie „Bzbg.“ erinnern an das polnische Idiom,
für das der Minister doch sonst, wie die Kattowitzer Maßregelungen
zeigen, nicht besonders eingenommen ist.

Brors (Ztr.) wünscht weiteres Fortschreiten der Wohnungsfürsorge
für die in den Eisenbahnwerkstätten beschäftigten Arbeiter .

Die Beamtenpetitionen.
Es folgt die Beratung des Kapitels 23, Besoldungen.
Berichterstatter Schmieding=Dortmund (nl.) schlägt vor, diejenigen

Petitionen der Beamten um Gehaltsaufbesserungen, die nicht direkt
zum Etat gehören, bis nach Schluß der Etatsberatung zurückzustellen.

Frhr. v. Erffa (kons.): Wir stellen den Antrag , über die Beamten¬
fragen erst dann zu beraten, nachdem sie in der Kommission ein¬
gehend besprochen worden sind. Das entspricht den Beschlüssen des
Seniorenkonvents, den Etat möglichst schnell zu erledigen. Den Beamten
ist auch am besten damit gedient , wenn ihre Wünsche genau durch¬
beraten werden. Nach Beendigung des Etats, was voraussichtlich in
nächster Woche erfolgen wird, sollen die Petitionen, in erster Linie
diejenigen der Eisenbahner, auf die Tagesordnung der Kommission
gesetzt werden.

Dr. Schröder =Kassel (nl.): Ich beantrage, bei der Zurückstellung
der Petitionen eine Ausnahme zu machen, die auch die Budget¬
kommission gemacht hat, und mit der Etatsberatung die Beratung der

Assistenten=Frage
zu verbinden . Der Beschluß des Seniorenkonvents geht nur dahin
die Petitionen von der Etatsberatung auszuschließen , die Gegenstand
besonderer Anträge sind.

Frhr. v. Erffa (kons .): Die übrigen Beamten würden sich mit Recht
beschweren, wenn sie anders behandelt würden als die Assistenten.

Funck (Fortschr. Vp. ): Es ist außerordentlich schwierig, sich darauf
zu verlassen, daß die Petitionen nach der Etatsberatung noch vor
das Plenum kommen.

Dr. Schröder=Kassel (nl.): Wir müssen bedenken, daß wir sehr spät
in den Sommer hineinkommen und es dann erfahrungsgemäß sehr
schwierig ist, das Haus zusammenzuhalten.

Gußling (Fortschr. Vp. ) beantragt, nicht nur die Frage der Assistenten,
sondern auch die übrigen Wünsche der Beamten und Arbeiter zu
besprechen. Die Verhandlungen werden dadurch nicht so ausgedehnt
werden, daß die Erledigung des Etats ungebührlich verzögert wird.

Borgmann (sd.): Die Petitionen, die im engen Zusammenhang
mit dem Etat stehen, müssen jedenfalls sofort verhandelt werden.

Frhr. v. Erffa (kons .): Die Anträge gehören keineswegs direkt zum
Etat. Wenn ich gesagt habe, daß wir in 14 Tagen die Petitionen in
der Kommission beraten haben werden, so tun Sie doch der Sache
einen Dienst, wenn auch die Beratung der Petitionen bis dahin zurück¬
gestellt wird.

Dr. König=Krefeld (Ztr.): Wir müssen den Etat möglichst schnell
zur Verabschiedung bringen . Wir sind auch der Ansicht , daß die Beamten¬
fragen von so großer Bedeutung sind, daß sie bei der Etatsberatung
nicht genügend berücksichtigt werden können . Wir schließen uns daher
dem Antrage v. Erffa an.

Funck (Fortschr. Vp. ): Nach der großen Gehaltsregulierung sind
die Petitionen der Beamten nicht von so wesentlicher Bedeutung, daß
ihre Beratung nicht sofort erfolgen könnte.

v. Dewitz (freikons.) schließt sich dem Antrage v. Erffa an.
Dr Schröder =Kassel (nl.): Ich mache darauf aufmerksam, daß ich

dem Antrage Erffa nicht widersprochen habe, sondern nur die
Assistentenfrage herausnehmen wollte.

Funck (Fortschr. Vp. ): Ich würde mich dem Abg. Schröder=Kassel
anschließen, wenn die Konservativen bereit wären , zugunsten der An¬
regung Schröder =Kassel ihren Antrag zurückzustellen.

Frhr. v. Erffa (kons.) hält seinen Antrag aufrecht, der in der Ab¬
stimmung gegen die Stimmen der Linken angenommen wird.

Gronowski (Ztr.) bespricht das Rechtsverhältnis der Eisen¬
bahnarbeiter. Sie unterstehen weder der Reichsgewerbeordnung
noch dem bürgerlichen Gesetz . Das ist eine Zurücksetzung gegenüber
den gewerblichen Arbeitern. Ich bitte den Minister um eine grund¬
sätzliche Entscheidung der Rechtslage . Der Redner beschwert sich
darüber , daß die Arbeiterorganisationen, ehe sie verhandeln und sich
versammeln dürfen, oft erst die Genehmigung der Eisenbahninspektionen
nachsuchen müssen . Es ist zu begrüßen , wenn der Minister den Ver¬
band Elberfeld durch sein Wort gestärkt hat in einer Audienz an die
Oberbauarbeiter. Er sollte dies aber auch andern Verbänden gegen¬
über tun. Der Redner wünscht

Arbeiterausschüsse für Betriebswerkstätten,
ferner Direktionsausschüsse . Die Arbeiterausschüsse sind das
Friedensinstrument zwischen Arbeitern und Verwaltung. Wie der
Sicherheitsmann sollte auch das Ausschußmitglied immun sein. Die
Attord= und Tagelöhne sind immer noch nicht ausreichend, obwohl die
Lohnsumme um 15 Millionen wieder gestiegen ist. Ein Eisenbahn¬
arbeiter müßte zum mindesten so viel verdienen wie ein landwirt¬
schaftlicher Arbeiter. Der Akkordlohn ist ein Quell ständiger Unzu¬
friedenheit. Man möge deshalb unter Zuziehung der Arbeiter¬
ausschüsse die Akkordsätze revidieren. Für Reparaturarbeiten an Wagen
und Lokomotiven müßten einmal probeweise statt der Akkordlöhne
Tagelöhne gezahlt werden. Die Hauptwerkstätten werden für die
großen Revisionen besonders hergerichtet, so daß der Zweck der Revi¬
sionen nicht erreicht werden kann. Auf die Wohlfahrtseinrichtungen
will ich nicht eingehen . (Zurufe bei den Sozialdemokraten. ) Herr
Leinert, ich erhebe nicht den Anspruch wie Sie, der „wahre Jakob“
der Arbeiter zu sein, sondern ich will nur erfüllbare Wünsche der Ar¬
beiter hier vertreten . (Beifall im Zentrum. )

Irhr. v. Erffa (kons.): Das Abrufen der Züge muß nicht nur auf
den großen, sondern auch auf den kleinern Stationen erfolgen. Das
Personal reicht dazu vollkommen aus.

Minister v. Breitenbach: Die Arbeiterausschüsse halte ich für
eine nützliche und wohltuende Einrichtung , weil sie das Vertrauen
zwischen der Verwaltung und den Arbeitern zu fördern geeignet sind,
Es soll nach meiner Auffassung alles von ihnen ferngehalten werden
was ihre Tätigkeit irgendwie einengen kann. Ich habe mich in diesem
Sinne wiederholt ausgesprochen. Ich wünsche nur, daß die Beschwerden
der Arbeiter von ihnen ruhig und sachlich behandelt werden. Das ist
im allgemeinen auch geschehen . Die Ausschüsse aber weiter auszi
hauen und zu organisieren , haben wir nach unsern Erfahrungen
bisher keinen Grund. Das Nötige ist durch die Bildung
von Ausschüssen als Lokalinstanz geschehen . Wenn
anderseits die Direktion von sich aus den Wunsch hat, be¬
währte, tüchtige Ausschußmitglieder in einem Einzelfall zu
hören, so ist sie jederzeit in der Lage, sie zusammenzurufen .
Aber eine Organisation in dem Sinne zu bilden , daß in jeder
Direktion noch ein Ausschuß besteht, kann ich nicht in Aussicht
nehmen. In größern Fällen können sich die Ausschüsse auch an mich
wenden, ich habe sie stets gehört. Wir haben ihre Wünsche weit¬
gehend berücksichtigt, und ihr materieller Erfolg erscheint mir recht
erheblich. Ein Vergleich zwischen den Arbeiterausschüssen der Eisen¬

bahnverwaltung und den Bergarbeiterausschüssen ist nicht angebracht,
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denn die Arbeiterausschüsse der Eisenbahnverwaltung sind viel umfang¬
reicher. Es sind aber trotzdem Bestimmungen getroffen, daß der
Arbeiter, der einem Ausschuß angehört , nicht ohne weiteres entlassen
verden kann, sondern daß ihm die Beschwerde an die Direktion
offen steht. Die Klagen über die geringen

Löhne der Eisenbahnarbeiter
sind unberechtigt. Von 1899 bis 1909 sind die Löhne der Beamten

im 22 Prozent , die Löhne der Arbeiter aber um 24 Prozent gestiegen.
Dabei ist noch zu berücksichtigen, daß in diesem Zeitraum die Löhne

der Arbeiter dauernd gestiegen sind, während die Beamten lange auf
die Erhöhung ihrer Gehälter haben warten müssen. Möglicherweise

ann das Jahr 1910 Lohnerhöhungen bringen. In welchem Umfange,
vermag ich nicht zu sagen. Darin stimme ich dem Vorredner bei,
daß eine Revision der Werkstätten nicht vorher angekündigt werden
darf. (Beifall .)

Dr. Schröder =Kassel (nl.): Ich bedaure, auf die Assistentenfrage
nicht eingehen zu dürfen und behalte mir vor, bei späterer Gelegenheit

darauf zurückzukommen. Für die Maschinenanwärter wäre eine
Anrechnung der Hilfsbeamtendienstzeit auf die Pensionsfähigkeit
erwünscht. Da bis zum Jahre 1895 die Eisenbahnsekretäre zwei
Prüfungen bestehen mußten, nämlich die Betriebssekretär= und die
Eisenbahnsekretärprüfung , das Besoldungsdienstalter aber erst vom
Tage des Bestehens der zweiten Prüsung an gerechnet wurde, so
ind die Eisenbahnsekretäre , die vor 1895 ihr Examen gemacht haben,
gegenüber den Betriebssekretären, die das Examen nicht gemacht haben
und ihren Kollegen, die erst nach 1895 , als nur noch ein Examen
erforderlich war, gemacht haben, inbezug auf die Berechnung des Dienst¬

alters erheblich im Nachteil . Nach welchen Gesichtspunkten werden
die Beamtenzulagen von 600M verteilt ? Wenn man sie lediglick
nach dem Gesichtspunkt des Patents austeilt, so werden die Techniker
bei den Eisenbahndirektionen , da sie ihr Patent später erhalten , als die
übrigen Beamten , benachteiligt. Ich habe nun noch eine Reihe von

Handwerker = und Arbeiterwünschen
vorzubringen . Die Lohnreduktionen müssen nach Möglichkeit ver¬

mieden werden, da sie von einschneidender Wirkung aus die Lebens¬
haltung der Arbeiter sind. So sind z. B. Lohnreduktionen von 9 bis
15-4 in der Woche bei einzelnen Arbeiterkategorien vorgekommen. Die
jetzigen Verhältnisse bezüglich der Arbeitsdauer und der Urlaubszeit

im Staatsbetriebe sind durch die Konkurrenz der Privatunternehmer
unhaltbar geworden. Bei der Herabsetzung der Arbeitsdauer muß in¬
dessen eine Revision des Stundenlohns oder seine Umänderung
in einen Tagelohn vorgenommen werden . Tatsächlich leistet ja ein
Arbeiter in neunstündiger Arbeitszeit nicht weniger als in zehnstündiger .
Ich will keineswegs der vollkommenen Umwandlung des Akkordlohn¬
ystems in das System des Tagelohnens das Wort reden. Dadurch
würden namentlich die Kolonnenarbeiter geschädigt werden. Die Arbeiter
legen großen Wert darauf , daß die Arbeiterausschüsse möglichst oft ge¬
hört werden . Bezüglich der Auszahlung des Krankengeldes bei den

Eisenbahn=Betriebskrankenkassen bestehen Ungleichheiten. Ein Teil der
Kassen zahlt das Krankengeld schon vom ersten Tage an aus, während
der andere eine Karenzzeit von drei Tagen beibehält . Die Leistungs¬
fähigkeit der Arbeiterpensionskasse muß erhöht werden, und zwar
nicht erst vom 1. April 1911 ab, wie vorgesehen ist, sondern schon von
diesem Jahre ab. Die Kolonnenführer in den Eisenbahnwerkstätten
haben den berechtigten Wunsch, in das Beamtenverhältnis aufge¬
nommen zu werden. Ich bitte den Minister , diese Wünsche in Er¬
wägung zu ziehen. (Lebhafter Beifall bei den Nationalliberalen.)

Minister v. Breitenbach: Die Grundlage für die Festsetzung der
Löhne muß die Industrie abgeben, nicht die ortsüblichen Tagelöhne .
Die letztern bewegen sich zu sprunghaft. Sie für Eisenbahnarbeiter
einzuführen , ist daher unmöglich. Wir können auch nur mit Durch¬
schnittslöhnen rechnen, nicht mit Mindestlöhnen , wie sie der orts¬

übliche Tagelohn darstellt . Diese sind daher kein richtiger Wertmesser
für uns, sondern wir müssen uns für die Lohnfestsetzung an die
Löhne der großen Erwerbszweige anlehnen . Die Anstellung der
Kolonnenführer hat deshalb Bedenken, als sie jetzt so gestellt sind, daß
sie beim übergang in das Beamtenverhältnis zunächst einen wesent¬
lichen Rückschritt erfahren würden . Ferner gelten die Kolonnenführer
setzt als Vertrauensleute der Arbeiter. Sie würden diese Vertrauens¬
stellung aber verlieren , sobald sie in das Beamtenverhältnis übertreten.
Die Karenzzeit, die wir bei den Krankenkassen noch haben, läßt sich
sehr schwer beseitigen. Die Frage ist verschieden, je nach der wirt¬
schaftlichen und finanziellen Lage, geregelt , und das wird entscheidend

ein müssen.
Donnerstag 2 Uhr: Eisenbahnetat. — Schluß 4½ Uhr.

Die Freunde evangelischer Freiheit und
der Monismus .

Vom Stadtpfarrer Traub in Dortmund .
Die Berliner Religionsgespräche schlagen ihre Wellen

über das ganze Reich hin. Demnächst wird auch das Rhein¬
land in die Bewegung einbezogen werden, da Prof. Drews
aus Karlsruhe seine Vorträge über die Frage: Hat Christus
gelebt ? in Elberfeld wiederholen wird. Die Freunde evange¬

lischer Freiheit in Rheinland und Westfalen haben nun durch
einen ihrer Wortführer, Pfarrer Traub, ihre Stellung zum
Monismus in eine knappe Fassung beringen lassen , die sie

gewissermaßen als eine Erwiderung auf die Drewsschen
Ausführungen betrachtet wissen wollen.

Herr Traub schreibt:
Der Monismus ist in sich vielgestaltig. Er hat keine einheit¬

lichen Grundsätze in der Ausgestaltung seiner eigenen Welt= und
Lebensanschauung. Wesentlich einheitlicher wirkt seine Kampfes¬
tellung gegen kirchliches Christentum. Was ihm die Zustimmung

weiter Kreise sichert, das ist gerade diese Bekämpfung kirchlicher,
vor allem staatskirchlicher Religion. Freilich wissen viele Leute
heutzutage nichts davon, welche Reformbewegung innerhalb der
srotestantischen Kirche selbst mit Macht eingesetzt hat. Man malt
ich das Bild der Kirche noch immer mit den Farben des 17

und 18. Jahrhunderts oder gar mit denen des Mittelalters. Es
soll auch nicht verschwiegen werden, daß diese Farben noch lange
nicht verschwunden sind. Anderseits ist in Lehre und Praxis doch
ein großer Umschwung festzustellen . Wir teilen mit dem

Monismus den Kampf gegen jede Verquickung von Politik
ind Kirche, gegen alles Hof= und Staatschristentum , gegen jede
Vergewaltigung der Forschungs= und Gewissensfreiheit. Wir fordern
Trennung von Kirche und Schule im Interesse der nationalen Er¬
ziehung und der Wahrhaftigkeit des religiösen Lebens und stehen auch
der Losung : Trennung von Kirche und Staat nicht unsympathisch
gegenüber. Wir verlangen Gleichberechtigung der verschiedenen
Richtungen in der protestantischen Kirche, um eben damit zu zeigen,
daß im Protestantismus die Gewissensüberzeugung das letzte Wort
hat und kein formuliertes Glaubensbekenntnis den Drang nach
Erkenntnis unterbinden kann. Wie wir so auf dem Gebiet des
kirchlichen Lebens für die Freiheit als unentbehrliches Element
geistigen Fortschritts kämpfen, so sind wir der Überzeugung, daß

in der Lehre kein Widerspruch zwischen dem wissenschaftlichen
Forschungstrieb und der religiösen Überzeugung Platz greifen kann.
Die Entwicklungslehre ist eine Selbstverständlichkeit. Freilich wissen
wir, daß auch sie nur ein Forschungsmittel, also ein Reiz zu
neuem Suchen und Finden, keinesfalls eine endgültige Erklärung
des Lebens und der Geschichte darstellt. Auch die Einheitlichkeit
des Weltplans und Weltzwecks steht uns fest. Wir weisen ebenso
mit dem Programm des Monistenbundes eine „Gegenüberstellung
von Gott und Welt, Geist und Natur“ in dem Sinne zurück, als
ob es sich um ein „willkürliches Eingreifen Gottes oder über¬
natürlicher Kräfte nach Belieben in den Weltlauf “ handeln
könnte. Die Gewißheit von der Gesetzmäßigkeit alles
Geschehens ist geradezu die Grundlage unserer sittlichen
ind religiösen Überzeugung. Aber wir kennen neben einer

„Gegenüberstellung“ von Mächten nach dem Muster patriarchalisch¬
orientalischen Regiments auch eine Gegenüberstellung von Mächten,
die sich in der Spannung von Kräften ausdrückt und ohne die
der tatsächliche Fortschritt in der natürlichen und geistigen Welt
undenkbar wäre. Darum ist unser Gottesglaube nicht etwa eine
Konzession , die wir eben notgedrungen der Kirche machen, um
das Recht unseres Aufenthalts in ihr zu sichern, sondern der
Angelpunkt unseres Gewissens und Lebens. Um Sinn und Zweck
in Natur und Geschichte wirklich begreifen zu können, ist es ein
trügerisches Spiel , nur die Verknüpfung aller Dinge zu suchen,

und zu forschen , wie und wodurch etwas so geworden ist, wie es
ist; solange über das Ganze alles Geschehens, vor allem über
das Ganze der Menschheitsentwicklung, keine einheitliche Gewiß¬
heit verbürgt ist, stehen Forschung wie Lebenshaltung in sich
widerspruchsvoll da. Solche Verbürgung kann nie äußerlicher oder
traditioneller Art sein. Desto notwendiger ist ihre Vertiefung in
Wollen und Denken .

Hier gerade setzt unsere Abweichung vom Monismus ein.
Was wir ihm zum Vorwurf machen , ist in erster Linie dies:
Er hat es Tausenden seiner Anhänger unheimlich bequem gemacht
mit der Formel seiner Weltanschauung . Sie ist ein vieldeutiges
Programm, aber keine Lösung . Das Wort „Monismus“ besagt zuletzt
ebensowenig wie das scheinbar entgegenstehende „Dualismus“. Der
Rausch , den die bloße Nennung des Worts „Entwicklung" bei
vielen erzeugt, ist gerade bei den wissenschaftlich Ernsten schon
lange verflogen. Sie verwerfen das Wort nicht; im Gegenteil, sie
danken ihm. Aber das verwerfen sie, was heute viele Monisten
teilweise in unausstehlichem Maße bezeugen: Die Meinung , nun
fertig zu sein und den Schlüssel zu allen Geheimnissen zu besitzen.
Die monistische Bewegung hat in Hunderten von Köpfen den
wissenschaftlichen Ernst gemindert, und das ist uns Protestanten ,
die wir mit der wissenschaftlichen Freiheit groß geworden sind,
von Herzen leid. Gleichzeitig hat der Monismus ein Grund¬
zefühl des Menschentums angegriffen und schwer gefährdet: Die
Ehrfurcht . Die Goethesche Stimmung der Ehrfurcht gegenüber
dem, was über uns und um uns und unter uns ist, gilt in vielen

Kölnische Zeitung s
monistischen Kreisen als überflüssiger Ballast. Auch wir kennen
keine Wunder im dogmatischen Sinn des Worts; aber wir kennen
überall Geheimnisse. Wir verbinden uns davor nicht die Augen;
aber wir sehen auch nicht darüber hinweg und leugnen sie nicht.
Endlich danken wir dem kirchlichen Christentum trotz aller herben
Kritik, die wir an der Kirche üben, daß es für die sittliche Lebens¬
haltung des einzelnen und des Volks einige große gesunde Leit¬
gedanken aufgestellt und vor allem die Möglichkeit persönlicher
Schuld und die Notwendigkeit opfernder Liebe gegenüber den
Schwachen und Elenden stets betont hat. Wir leugnen keines¬
wegs , daß diese Gedanken auch auf anderm Wege begründet
werden können . Die geschichtliche Gerechtigkeit verlangt aber,
gerade von dem Gedanken der Entwicklung aus, daß eine solche

langgeübte Gewohnheit in ihrer Werbekraft geschätzt und nicht
belächelt werde.

Was endlich den letzten Vorstoß monistischer Seite, die Leug¬
nung der Persönlichkeit Jesu betrifft, so ist er, wissenschaftlich
angesehen, mißglückt. Fachmänner der Wissenschaft aus verschiedenen
Lagern und keineswegs nur Theologen, haben die Art verurteilt ,
wie die Gestalt Jesu in eine Mythe aufgelöst werden soll. Gerade
weil Prof. Drews Wert darauf legt, daß seine Behauptungen

nur vom Boden der Geschichts =Wissenschaft , nicht etwa vom Glaubens¬
standpunkt aus beurteilt werden sollen , muß ihm auch erwidert
werden, daß er vor diesem Forum der Wissenschaft mit seinem
Versuch Schiffbruch gelitten hat. Bedauerlicherweise wissen heute

ioch wenige , daß die religionsgeschichtliche Vergleichung innerhalb
der Theologenkreise schon längst geübt wird. Wir stehen auch
gar nicht an, die geschichtliche Tatsache festzustellen, daß Kultus
und Glaube des Urchristentums, wie es uns teilweise noch im
neuen Testament selbst und in den spätern Urkunden geschildert
wird, bereits ein Niederschlag griechischer, orientalischer und christ¬
licher Entwicklung ist. Nur wird mit dieser Feststellung das
Problem der Entstehung des Christentums keineswegs gelöst ,
sondern erst recht aufgeworfen. Wenn der Christus Jesus nichts
mehr war, als Attis, Adonis, Asklepios, Mithras und wie sie
alle heißen mochten, warum ist denn gerade dieser Christus Jesus
allein in der Geschichte lebendig geblieben und die andern Heilande
sind verschwunden? Gerade diese geschichtliche Grundfrage wird
durch die Drewssche Auffassung, die den Jesus=Mythus einfach
neben die andern Mythen stellt, überhaupt nicht berührt. Rein
methodisch betrachtet — von vielen gewagten und widerlegten
Einzelheiten abgesehen — entspricht darum der Lärm, der mit
der „Christusmythe “ gemacht wird, keineswegs dem wissenschaft¬
lichen Ertrag. Es bleibt ein seltsames Zeichen unserer Tage, daß
zur selben Zeit der Sozialdemokrat Dr. Maurenbrecher in
Berlin die Gestalt Jesu in den glänzendsten Farben malt, während
es manche als den Gipfel der Wissenschaftlichkeit ansehen, sich auch
um diese geschichtliche Persönlichkeit des Altertums ärmer zu
machen. Die historische Theologie, welche die Reformbewegung
innerhalb der protestantischen Kirche trägt, sieht diesem Schauspiel
ohne Vorurteil , aber mit voller Ruhe entgegen. Ihre Saat
reift doch.

Amtliche Nachrichten .
Berlin, 13. April.

Se. Maj. der König haben Allergnädgeruht, den Katasterkontrolleuren a. D1 toren Heinr. Buh immersbach und Johs. Götjes;3esfeldden R. .=O. 4. KCo Bürg eister Jos. Neissen zu Abende
Kr. Düren, dem Rektor Karl Stein zu Kalk, di rn. Karl BöhmeelMinden, Karl Fittkan zu Düsseldorf und de zollamtsassist . a.Ferd. Fahnenschreiber z nmerich den K. Kr.=O. 4. Kl pens. *aufsehern Konr. Pilgrim zu Schierstein , bish. in Biebrich, Ant. 3
mann zu Betzdorf das Kreuz des Allg. Ehrenzeichens; dem pens. Zollaufsel

Itto Reinbrecht zu Düsseldorf, dem Privatförster Heinr. Schmitt
Bornheim, dem Gutsverw. Thomas Mager zu Hersel, Landkr. Bonn, de

Meisterknecht Everh. Becker zu Weiler und dem Feldhüter Peter Nicolin
Stommeln, Landkr . Köln, das Allg. Ehrenzeichen zu verleihen .
se. Majestät haben ferner geruht , dem Stadtv. u. Beigeordn ., Spinnereibes.

Ernst Bresges zu Odenkirchen den Char. als Kommerzienrat zu verleihen .
Personal =Veränderungen . Königl. preußische Armee.

Homburg v. d. Höhe, 9. April. Jüngling, Lt. Unteroff .=Schule Treptow
a. ., zur Unteroff .=Vorschule Greifenberg i. Pomm. , Schnee, Lt. Unteroff.=
Vorschule Greifenberg i. Pomm . , zur Unteroff .=Schule Treptow a. R. versetzt.

Deutschland .
Die Polizei und die Straßenkundgebungen.

2 Berlin , 13. April. (Telegr. ) Es tauchen immer wieder
Gerüchte auf, als habe der Polizeipräsident v. Jagow in seinem
Entschluß , die Wahlrechtsversammlungen zu gestatten, einem Druck

des Reichskanzlers stattgegeben, der dabei wiederum mit Rücksicht
auf die öffentliche Meinung im Inland und Ausland gehandelt
habe. Demgegenüber wird hier erklärt, daß von einer derartigen
Flucht vor der Öffentlichkeit in keiner Weise gesprochen werden
könne. Der Polizeipräsident habe sich weder gefragt, was die
sozialdemokratische Presse , noch was die Blätter aus dem entgegen¬

gesetzten Lager sagen würden, sondern habe lediglich den gesetz¬
lichen Bestimmungen Rechnung getragen, die grundsätzlich die
Genehmigung von Versammlungen verlangen, es sei denn, daf
ein Gefährdung der öffentlichen Sicherheit in Frage komme,
Pr Gegensatz zu seiner frühern Haltung erkläre sich einfach daraus,
Jaß der Polizeipräsident die Überzeugung gewonnen habe, mit
seinem ablehnenden Standpunkt im Verwaltungsstreitverfahren
nicht durchdringen zu können.

Diese Erklärung des Verhaltens des Berliner Polizeipräsidenten
ist nicht geeignet, den Eindruck zu verwischen , daß er zum mindesten

bei seinem ersten Entschluß unüberlegt gehandelt hat. Wenn die
Frage, wie sich das Oberverwaltungsgericht stellen wird, bei seinen
Entscheidungen überhaupt eine Rolle zu spielen hat, so hätte er
sie sich vorlegen müssen, als er zum ersten Male eingriff. Eine
Behörde aber, die in derselben Frage heute so und morgen anders
entscheidet und ihr eigenes Verhalten für ungesetzlich erklärt, stellt
das Vertrauen der Bürger, dessen die Polizei dringend bedarf,
auf eine zu harte Probe .

Mutterschaftskassen in Baden.
q Heidelberg , 11. April. Nachdem vor einigen Monaten in

Karlsruhe eine Mutterschaftskasse — soviel wir wissen , die erste im
Deutschen Reich — ins Leben getreten ist, hat sich auch hier und

leichzeitig in Baden =Baden eine Propagandagesellschaft für Mutter¬
chaftsversicherung gebildet, die nach dem Vorbild von Karlsruhe eine

Mutterschaftskasse anstrebt . Die Genehmigung des Ministeriums des
Innern für beide Kassen ist bereits dieser Tage eingetroffen ; es können
somit beide Mutterschaftskassen ihre Tätigkeit aufnehmen. Mitglied der
Kasse können nur solche hier oder in Baden =Baden und in benachbarten
Landgemeinden bis zu 1ökm wohnende oder beschäftigte Personen
werden, deren eigenes oder Familieneinkommen in dem der An¬
meldung zuletzt vorangegangenen Jahre den Betrag von 3000¼ nicht
ibersteigt. Rücksichten auf Beruf , Konfession oder politische An¬

schauungen dürfen bei der Aufnahme keine Rolle spielen. Die
Leistungen der Kasse bestehen in der Gewährung von Wöchnerinnen¬
geld und Stillprämien; zugleich verfolgt die Kasse Zwecke der Be¬
ehrung und Aufklärung ; neumalthusianistische Motive liegen der Kasse

völlig fern. Das Wöchnerinnengeld beträgt nach einjähriger ununter¬
brochener Mitgliedschaft 20. K, nach 1½jähriger 25¼, nach 2jähriger
30.4, nach 2½jähriger 35¼, nach 3jähriger 40c; davon wird die
Hälfte des Betrags sogleich nach Anzeige der Entbindung , je ein Viertel

des Betrags nach Verlauf von sieben oder vierzehn Tage ausgezahlt.
Der Wöchnerin werden die genannten Beträge ausgezahlt ohne Rücksicht,
ob das neugeborene Kind lebt oder nicht. Bei Zwillingsgeburten
erhält die Wöchnerin einen Zuschlag von 10¼ zum ersten Betrag; bei
einer Fehl= oder Frühgeburt werden dieselben Beträge wie bei einer
normalen Geburt ausgezahlt, sobald eine Bescheinigung des Arztes
vorliegt. Stirbt die Mutter im Wochenbett, so erhält das Kind die
Unterstützung, die die Mutter , wenn sie lebte, empfangen hätte. Stirbt
auch das Kind bei oder nach der Geburt , bevor die völligen Beträge
ausbezahlt sind, so erhält die noch ausstehende Unterstützung der Vater
des Kindes, vorausgesetzt, daß das Kind ehelich geboren ist. Kassen¬
mitglieder, die erwiesenermaßen noch sechs Wochen nach der Entbindung
stillen , erhalten eine Stillprämie , und wenn sie das Stillen nach¬
weislich noch über drei Monate fortsetzen, eine weitere Stillprämie,
Die Höhe der Prämie wird alljährlich von der Mitgliederversammlung
estgesetzt; sie soll nicht unter ## sinken. Der Monatsbeitrag der

Mitglieder beträgt für die nächste Zeit 503, die durch Kassenboten
eingezogen werden. Der Vorstand ist berechtigt, die Zahl der Aufzu¬
nehmenden nach Lage der Kassenverhältnisse zu beschränken. Sowohl
hier wie in Karlsruhe und Baden =Baden gehören der Propaganda¬
gesellschaft für Mutterschaftsversicherung Mitglieder aller Berufsstände ,
aller Konfessionen und politischen Parteien an. In politischen Kreisen
ist man auf den Erfolg der drei neugegründeten Kassen sehr gespannt ;
n Karlsruhe soll es, wie man hört, dem Vorstand der Kasse nicht

gelungen sein, im letzten Halbjahr mehr als zwei Kassenmitglieder zu
gewinnen, von denen eines bereits wieder seinen Austritt angezeigt hat.

Der Streit im Baugewerbe.
M. Gladgach, 13. April. (Telegr. ) Der Arbeitgeberverband

des Baugewerbes hat beschlossen , auch hier sämtliche Bauarbeiter
zum 16. April zu entlassen. Der gleiche Beschluß ist für Viersen
gefaßt worden .

Breslau , 13. April. Telegr . ) Die heute versammelten Arbeit¬
jeber der Breslauer Maurer= und Zimmergewerbe beschlossen ein¬

stimmig die Aussperrung sämtlicher auch der nicht organisierten Ar¬
heiter. Der Beschluß trifft 200 Baugeschäfte mit 5000 Arbeitern
Ebenso wurde in zahlreichen Provinzstädten die Aussperrung ausge¬
sprochen.

2 Berlin , 13. April. (Telegr. ) Aus Mähren wird über ein
angebliches Zusammentreffen des deutschen Kaisers mi

Erste Morgen - Ausgabe 1910 e Nr. 403
dem Kaiser Franz Joseph berichtet, das für den Monat Juni
in Mähren geplant sei. Hier ist davon nichts bekannt , sondern
man weiß nur, daß der Kaiser im September 1910 einer Ein¬
ladung des Erzherzogs Friedrich in dessen Jagdgebiet folgen wird,
um in demselben Monat einer aus diesem Anlaß erfolgten Auf¬
forderung Kaiser Franz Josephs , ihn in Schönbrunn zu besuchen,
Folge zu leisten.

Dresden , 13. April. (Telegr. ) Die sächsischen National¬
liberalen werden in der Zweiten Kammer beantragen, die
Regierung möge erwägen, ob, in welcher Höhe und unter welchen
Voraussetzungen der Etat Mittel zur Unterstützung der
kommunalen Arbeitslosenfürsorge bereit zu stellen habe. Mit
Zustimmung der nationalliberalen Mitglieder beantragt die zur
Beratung der Arbeitslosenfürsorge eingesetzte Kommission, die
sächsische Regierung möge im Bundesrat auf eine baldige
reichsgesetzliche Regelung der Fürsorge hinwirken.

Heer und Flotte .
Der zur Entlassung kommende Besatzungsteil S. M. Flußkanonen¬

boots Vorwärts ist auf der Heimreise am 12. ds. in Penang (Halb¬
insel Malakka) eingetroffen und hat am 13. ds. die Reise nach Kolombo
(Ceylon) fortgesetzt. S. M. S. Emden hat am 12. ds. von Kiel

aus durch den Kanal die Auslandsreise angetreten . Torpedoboot
S 176 ist am 12. ds. in Elbing vom Stapel gelaufen.

+ Kiel, 12. April. Das Hebe= und Dockschiff Vulkan wird
gemeinsam mit Unterseebooten an den Geschwaderübungen bei Rügen
teilnehmen. Das Reichsmarineamt übertrug der Kruppschen Germania¬
werft den Bau des Turbinenlinienschiffs Ersatz Odin. Damit sind
alle Kriegsschiffsneubauten mit Ausnahme der zwölf Torpedoboote

vergeben . Die Privatwerften haben drei Linienschiffe, einen Panzer¬
reuzer und einen Kleinen Kreuzer erhalten , dazu kommen noch die

Torpedoboote . Die Reichswerften erhielten nur den Kleinen Kreuzer
Ersatz Kondor. Die Marinebetriebe werden mit dem Flottenausbau

mehr und mehr zu Umbauten und Instandsetzungen der fertigen Kriegs¬
schiffe herangezogen.

Aus dem deutschen Reichstage .
W Berlin , 13. April. (Telegr. ) Der Seniorenkonvent des

Reichstags einigte sich dahin, vor Himmelfahrt die Arbeit ab¬
zubrechen . Die beiden Kommissionen zur Vorberatung der
Reichsversicherungsordnung und der Justizgesetze sollen
aber auch während der Vertagung ihre Arbeiten fortsetzen . Es
wird beantragt , den Mitgliedern besondere Diäten zu gewähren.
Bis zur Vertagung sollen möglichst noch erledigt werden das.
Kaligesetz, die Abänderung des Strafgesetzbuchs und die
Vorlage über die Wertzuwachssteuer, ferner in erster Lesung
am morgigen Donnerstag die Vorlage über die Entlastung des
Reichsgerichts, der deutsch=schwedische Handelsvertrag
und das Reichsbesteurungsgesetz, am Freitag und Samstag
die Wertzuwachssteuervorlage , die Fernsprechgebührenordnung und
kleinere Vorlagen. Am Montag folgt dann die Reichsversicherungs¬

ordnung.
(I Berlin, 13. April . (Telegr. ) Die Beratungen in der KaliKommission, über die wir schon in Nr. 402 berichtet haben, nahmen

im einzelnen folgenden Verlauf. Ein anhaltischer Regierungs¬vertreter verteidigte in längern Darlegungen die Probeabnahmen
und die Lieferungspraxis des Syndikats. Ein Zentrumsredner
wandte sich gegen einen Teil dieser Ausführungen. Wenn der

Regierungsvertreter erklärt habe, daß die Analysen von jungen
Studenten vorgenommen würden, so müsse diese Erklärung dem
Protokoll beigefügt werden, damit Anderung einträte . Es bestehe ein

lter Kampf zwischen Kalisyndikat und landwirtschaftlichen Genossen¬
chaften . Die Ablieferungs= und die Empfängeranalysen ständen oft

im größten Gegensatz. Ein anderer Zentrumsredner bestreitet, daß die
Kali=Industrie gegenwärtig im allgemeinen unrentabel sei. Für die
Besitzer von Kuxen und für die Spekulation habe die Gesetzgebung
nicht zu sorgen. Wohin solle es führen, wenn man allen durch un¬
olide Manipulationen in Not geratenen industriellen Werken durch die

Gesetzgebung helfen wolle. Ein Reichshandelsmonopol verdiene
eigentlich den Vorzug. Im Interesse der deutschen Konsumenten müsse

man große Bedenken gegen die Inlandsregelung haben. Daher habe
er (Redner) vorgeschlagen, nur den Absatz an das Ausland zu
kontingentieren und die Preise durch eine Vertriebsgemeinschaft zu
egeln. Dieser Vorschlag habe jedoch keine Aussicht auf Erfolg in der

Kommission. Deswegen schlage er jetzt vor, die Produktion zukontingentieren, um den zahlreichen großen übelständen und Ge¬
fahren , die vorhanden seien, zu begegnen. Man solle eine Industrie so
wenig als möglich unter Vormundschaft stellen. Das Ziel müsse sein
Anpassung der Produktion an den Bedars und Verhütung der Ver¬
schleuderung an das Ausland. Die Vertriebsgemeinschaft erscheine
nicht notwendig, wohl aber ein neues solides Syndikat , das obligatorisch
und dauernd alle Werke umfasse . Die Konsumenten könnten auch einen

itsprechenden Schutz durch iche Vorschriften über Maximalpreise,Verkauf an das Ausland uf erlangen .
Aus dem preußischen Landtage .

(I Berlin , 13. April. (##elegr.) Der Seniorenkonvent des
Abgeordnetenhauses hat sich dahin geeinigt, daß die Etatsberatungen
einschließlich der dritten Lesung des Etats vor Himmelfahrt
beendet werden sollen . Um dieses Ziel zu erreichen , wurde ver¬
einbart , daß alle übrigen Verhandlungsgegenstände , auch alle zum
Etat gestellten Anträge und Resolutionen, soweit sie nicht auf die
Ziffern des Etats Einfluß haben, erst nach Beendigung der Etats¬
beratung verhandelt werden sollen .

(I Berlin, 13. April . (Telegr. ) Die Kommission zur Vorberatung
des konservativen Antrags zur Regelung der Rechtsverhältnisse
zwischen der Staatseisenbahnverwaltung und den Anliegerr
beendete ihre Beratungen. In der letzten Sitzung hatte die Staats¬
zegierung die Erklärung abgegeben, daß sie in der nächsten Session

m Hause einen Gesetzentwurf vorlegen werde, der Anderungen des
Eisenbahngesetzes in folgenden Richtungen vorsehen wird. 1. Regelung

des landespolizeilichen Prüfungsverfahrens in formeller Hinsicht ; 2. Mit¬
wirkung des Bezirksausschusses in diesem Verfahren; 3. Einfügung

von Bestimmungen über die Kostenverteilung bei der Anderung von
Eisenbahnanlagen . Im Hinblick auf diese Erklärung beschloß die

Kommission, den konservativen Antrag dem Plenum zur Annahmezuempfehlen.
Belgien .

Die Seerechtskonferenz in Brüssel, die ursprünglich im Monat
Juni ds. Is. stattfinden sollte, wird nach der Neuen Politischen
Korrespondenz voraussichtlich erst im Herbst ds. Is. stattfinden; einzenauer Termin steht noch nicht fest.

# Berlin , 13. April. (Telegr. ) Wie der Reichskommissar
durch die Ständige Ausstellungskommission für die deutsche In¬
dustrie bekanntgibt, wird die Weltausstellung in Brüssel 1910
am 23. April nachmittags 2 Uhr durch den König der Belgier
eröffnet werden. An den kurzen Festakt, woran die amtlich be¬
glaubigten Vertreter der beteiligten Länder teilnehmen, wird sich
ein Rundgang des Königs durch die gesamte Ausstellung an¬
schließen . Am Abend des 24. Aprils veranstaltet die Stadt
Brüssel einen Empfang im Rathause. Die deutsche Abteilung wird
am 25. April nachmittags durch einen Empfang im Deutschen
Hause feierlich eröffnet.

Balkanstaaten .
Serbien . W Belgrad, 13. April. (Telegr. ) Der König

ist heute vormittag in Begleitung des serbischen Gesandten ir
Konstantinopel und des serbischen Generalkonsuls in Salonik von
seiner Reise zurückgekehrt und festlich empfangen worden.

Türkei .
W Jerusalem , 13. April. (Telegr. ) Prinz und Prinzessin

Eitel Friedrich mit Gefolge trafen heute vormittag 9½ Uhr
am Portal des syrischen Waisenhauses ein, wo sie von dem
Direktorium empfangen und nach der Kirche geleitet wurden.
dort hielt der Oberkonsistorialrat Kahl=München die Festpredigt

Nach dem Gottesdienst fand eine Besichtigung der gesamten An¬
stalt statt. Die Abfahrt erfolgte um 11 Uhr.

Asien .
Zum japanischen Zolltarifgesetz .

In dem Aufsatz „Das japanische Zolltarifgesetz“ in Nr. 371
hat unser =Berichterstatter in Tokio geschrieben :

Um die Mächte zur Annahme des Generaltarifs geneigt zu machen
ind die Gesetze des neuen Tarifs im ganzen mäßig gehalten . Sie

sind meist niedriger als in den alten Tarifabmachungen mit den Mächten,
und von Finanzzöllen kann nicht die Rede sein, aber auch nicht von
ausgesprochenen Hochschutzzöllen.

Dies Urteil trifft nach Mitteilungen von Industriellen für die
elektrische Industrie nicht zu. Eine große Elektrizitätsfirma
schreibt uns:

Auf unserm Gebiete stellen die neuen Sätze gegenüber dem
frühern Zustand eine ganz bedeutende Erhöhung der
Zölle dar. Kabel und Drähte z. . , die früher fünf Prozent
vom Werte zahlten, sind nach dem neuen Gewichtszoll mit rund
20 Prozent des Wertes belastet; bei Dynamomaschinen und ver¬
wandten Objekten liegt eine Erhöhung von ungefähr 10 Prozent
vor: bei Glühlampen , speziell Metallfadenlampen , sind die neuen
Zölle schon geradezu prohibitiv . Hält man die Tatsachen
zusammen, daß Metallfadenlampen , Bogenlampen usw. jetzt
40 Prozent vom Werte zahlen, während der Zollsatz auf Glüh¬
lampenfäden von 30 auf 20 Prozent ermäßigt werden soll, so
erkennt man ganz deutlich die schutzzöllnerische Tendenz der
vom japanischen Abgeordnetenhaus angenommenen Vorlage. Es
wäre aber nicht günstig, wenn hierüber irrige Ansichten in
Deutschland verbreitet und befestigt würden; denn wir müssen
darauf rechnen, daß unsere maßgebenden Instanzen sich bemühen ,
die Zollhedingungen gegenüber Japan zu verbessern , und hierfür

äge keine besondere treibende Veranlassung vor, wenn die Über¬
zeugung Platz griffe, daß die japanischen Tarife recht mäßig
beziehungsweise niedrig seien.

China. Berlin, 13. April. (Telegr. ) Der Reichsanzeiger meldetVerliehen wurde die Kette in Brillanten zum Großkreuz des RotenAdlerordens in Brillanten dem Chef des chinesischen Ministeriums des
Außern, Prinzen Tsching , das Großkreuz des Roten Adlerordens

dem Präsidenten im genannten Ministerium, Natung, der Rote Adler=
orden erster Klasse dem Präsidenten des Kriegsministeriums, Tiehliang,
dem Präsidenten des Ministeriums des Außern, Liangtunjen, und
dem Generalgouverneur der Provinz Liangkiang , Tschangjentschuen.

Amerika .
Vereinigte Staaten . Washington, 13. April. Telegr. )

Der Aufschub der Entscheidung des Obersten Bundesgerichts in
den Prozessen gegen die Standard Oil Company und die
American Tobacco Company wird zur Folge haben, daß
das Justizdepartement auch das Vorgehen gegen die Trusts
hinausschieben wird, die ähnlicherweise wie auch die erstere der
Verletzung des Shermanschen Antitrustgesetzes beschuldigt wird.
Ebenso wird die Untersuchung der Klagen des Arbeiterbundes
gegen die Steel Corporation einen Aufschub erfahren, da¬
gegen werden die Verfahren ihren Fortgang nehmen in allen
Fällen, in denen genügendes Beweismaterial für das Bestehen
von Ringen zur Beschränkung des Handels oder zur Festhaltung
bestimmter Preise sich ergibt.

Vollversammlung des Deutschen Handelstags .
Berlin, 13. April. (Telegr. )

Als erster und wichtigster Gegenstand der Tagesordnung der Voll¬
versammlung des Deutschen Handelstags gelangte der am 12. März 1910
dem Reichstag vorgelegte Entwurf einer Reichsversicherungs¬
ordnung zur Erörterung. Der gewaltige Stoff war in fünf Referate
zerlegt . Als erster Berichterstatter erhielt das Wort Direktor Mees¬
mann (Mainz) zur Behandlung der neuen Bestimmungen des
Gesetzentwurfs . Der Berichterstatter begründete den allgemeinen Teil
einer vom Ausschuß des Deutschen Handelstags am gestrigen Tage
auf Grund der in Nr. 380 unseres Blattes mitgeteilten Kommissions¬

beschlüsse entworfenen und der Vollversammlung vorgelegten Erklärung.
Den Höhepunkt erreichten die Ausführungen zu diesem Teil bei der

Erörterung der Versicherungsämter, deren Ablehnung der Bericht¬
erstatter unter lebhaftem Beifall forderte . Mit wenigen, aber
chlagenden Sätzen unterstrich Syndikus Stumpf (Osnabrück)

der Debatte diesen Antrag. Man befürchte von den
Versicherungsämtern eine Bureaukratisierung der gesamten Arbeiter¬
versicherung und man glaube, daß dadurch eine scharfe Reibungsfläche
im Verhältnis der Berufsgenossenschaften als Versicherungsträger und
der Versicherungsämter entstehen werde. Man bezweifle insbesondere
aber, daß diese Behörden eine Vereinfachung mit sich bringen könnten
angesichts des Umstandes , daß sie gleichzeitig als Auskunftsstelle ,
Spruchinstanz , Berufungsinstanz und Aufsichtsinstanz dienen sollen.
Man halte es auch für bedenklich , daß wiederum etwa 30000 Ehren¬
ämter durch Ernennung der Beisitzer geschaffen werden sollen, die so

ihrem Beruf zum Teil entzogen werden .
über die Krankenversicherung sprach sodann Syndikus Dr. Rocke¬

Hannover. Das Schwergewicht seiner Darlegungen lag auf der Neu¬
regelung der Verträge der Arbeitgeber und Arbeitnehmer . Der vom
Entwurf vorgesehenen Erhöhung der Arbeitgeber =Beiträge von einem
Drittel auf die Hälfte ständen wesentliche Bedenken gegenüber. Jetzt
seien die Arbeitgeber durch die Krankenversicherung bereits mit einem
Betrag von 92 Millionen Mark belastet. Die Erweiterung der
Krankenversicherung, die der Entwurf vorschlage, erfordere Gesamt¬

kosten von 60 Millionen Mark. Rechne man zu den auf die Arbeit¬
jeber hiervon entfallenden 30 Millionen Mark noch die durch die
Hälftelung entstehende Erhöhung des bisherigen Betrages, so ergebe
sich für die Arbeitgeber insgesamt durch die Neuregelung der Kranken¬
versicherung eine Mehrbelastung von etwa 44 Millionen Mark. Als
Ausgleich für die Erhöhung der Arbeitgeber=Beiträge solle den
Arbeitgebern das gleiche Stimmrecht bei der Verwaltung der Kranken¬
kassen gegeben werden. Durch die jetzige Benachteiligung der Arbeit¬
geber in bezug auf das Stimmrecht sei ihre völlige Einflußlosigkeit in
der Verwaltung der Krankenkassen herbeigeführt worden und auf der
andern Seite das Überwuchern sozialdemokratischer Elemente. Wenn nur
die Arbeitgeber die außerordentliche Steigerung der Lasten opferwillig auf
sich nehmen wollten, so geschehe es in der Einsicht, daß es im allge¬
meinen staatsbürgerlichen Interesse liege, den Einfluß der Arbeitgeber
bei der Verwaltung der Krankenkassen zu stärken. (Beifall.) Die
chwierige Materie der Krankenversicherung der Hausgewerbe¬

treibenden behandelte Syndikus Dr. Dietrich=Plauen. Hier sind
die Angelpunkte die Verteilung der Zuschüsse der Auftraggeber, die
nicht einheitlich für alle Gewerbszweige , sondern für bestimmte Gruppen

folgen müsse; ferner, de ihaber von Fabriken , die nach dem Ent¬
ef unter UmständenIs Hausgewerbetreibendgelten könnten, au
en Fall auszunehmen seien ; endlich daß der 2 desrat befugt sein

solle, Zweige des Hausgewerbes von der Versicherungspflicht zu be¬
reien, die in wirtschaftlich so schwacher Lage seien, daß ihr Fortbestand

durch die Versicherungslasten gefährdet werden würde.
über die Unfallversicherung referierte Direktor Wenzel=Berlin.

Zu einer lebhaften Debatte führte die Festsetzung des Kreises der
unfallversicherungspflichtigen Personen , je nach dem Bestreben , den
Kreis möglichst weit oder eng zu ziehen. Die Debatte , an der sich die
Herren Generalkonsul v. Mendelssohn=Berlin, Grünfeld=Berlin,
Kommerzienrat v. Pfister =München, Generalsekretär Dr. Sötbeer
und Direktor Meesmann=Mainz beteiligten , führte endlich dazu, daß
man sich auf den Entwurf einigte , jedoch forderte, daß die für einen
Teil ihrer Tätigkeit versicherungspflichtigen Personen für ihre gesamte
Tätigkeit versichert werden sollen. Debattelos fand ein Antrag auf
Milderung der Bestimmungen über die Ansammlung von Rücklagen

die Zustimmung der Versammlung.
Endlich referierte Geheimer Kommerzienrat Deussen=Krefeld über

die Invaliden = und Hinterbliebenenversicherung. In an¬
ziehender Weise legte er die Bedenken dar, die gegen diese neue
Schöpfung auf sozialpolitischem Gebiete sprechen. Er verkannte nicht
die schwere Belastung des deutschen Unternehmertums und das
Bedenkliche, daß durch das Vorauseilen Deutschlands auf sozial¬
politischem Gebiete Deutschlands Wettbewerbsfähigkeitauf dem Weltmarkt
in Frage gestellt werden könne . Mache doch, wenn man die Ausfuhr¬
ziffer des Jahres 1908 mit etwa 6½ Millionen Mark zugrunde lege
die durch die gesamte Arbeiterversicherung entstehende Belastung bereits
ein Sechstel der genannten Ausfuhrziffer aus. Trotzdem empfehle er,
der Invaliden= und Hinterbliebenenversicherung die Zustimmung nicht
zu versagen, denn hier handele es sich in der Tat um unterstützungs¬
bedürftige Personen, nämlich Invalide , Witwen und Waisen. Nicht
hiergegen, aber gegen eine weitere Anspannung der öffentlichen Für¬
sorge müsse der Deutsche Handelstag ein energisches Veto einlegen.
Die mit starkem Beifall ausgenommenen Darlegungen fanden nur bei
einem kleinen Teil der Anwesenden, deren Wortführer der Vertreter
der Handelskammer zu Hamburg , Dr. Leuckfeld war, Widerspruch.

Als Stellungnahme des Deutschen Handelstags zu dem Entwurf
der Reichsversicherungsordnung wurde sodann die bereits in Nr. 380
der Kölnischen Zeitung nach der Fassung der Kommission veröffentlichte
Erklärung abgegeben. Diese Fassung erhielt durch die Vollversamm¬
lung eine Anderung nur in der Erklärung zur Unfallversicherung ,
der folgender Wortlaut gegeben wurde: „Auch für die Unfallversiche¬
rung stimmt der Handelstag der Ausdehnung des Kreises der ver¬
icherten Personen zu; insbesondere billigt er, daß der Entwurf die mit

einem kaufmännischen Unternehmen verbundenen Betriebe zur Behand¬
lung und Handhabung der Ware der Versicherung unterwirft, und
spricht sich dafür aus, daß die für einen Teil ihrer Tätigkeit ver¬
sicherungspflichtigen Personen für ihre gesamte Tätigkeit versichert
werden. Die neuen Bestimmungen über die Rücklagen der gewerb¬
lichen Berufsgenossenschaften bringen gegenüber den geltenden einen

o großen Fortschritt , daß es wünschenswert ist, sie so bald wie mög¬
lich in Kraft zu setzen. Nur sind sie noch zu mildern , und zwar etwa
dahin, daß der Kapitalbestand erst im Jahre 1925 das zweieinhalbfache
ter laufenden Renten zu erreichen braucht und in diesem Verhältnis
zurch jährliche Zuschüsse dauernd zu erhalten ist.“

Nachrichten aus Westdeutschland .
c Mörs, 13. April . (Telegr. ) Auf Schacht lll der Zeche Rhein¬

preußen ist ein Arbeiter ohne Kopf gefunden worden, der wahr¬
scheinlich eine Dynamitpatrone im Munde zur Explosion gebracht hat.

2 Lünen , 13. April . (Telegr. ) In dem benachbarten Nord=Lünen
ereignete sich gestern ein entsetzlicher Unglücksfall. Als ein mit
Langholz beladener , in der üblichen Weise auseinandergezogenerWagen
durch den Ort fuhr, entfiel einem dreijährigen Kinde eines Glasbläsers
der Spielball, der nach dem Wagen zu rollte. Das Kind wollte den
Ball zurückholen, kam aber zu Fall. Nun sprang das sechs Jahre alte

Schwesterchen herbei, um das Kind hinwegzureißen. Es war aber zu
pät. Beide Kinder wurden vom hintern Teil des Wagens über¬

fahren und getötet . Dem dreijährigen Mädchen wurde der Kopf ab¬
gequetscht , dem andern fuhr der schwere Wagen über den Leib und
chnitt ihn in zwei Teile.

(0 Dortmund, 13. April. (Telegr. ) Von den gestern auf Zeche
Lukas verunglückten Bergleuten ist noch der dritte gestorben, dem
vierten sind beide Beine gebrochen. — Eines qualvollen Todes
starb heute ein Arbeiter, der auf der Dortmunder Union durch umher¬
spritzendes flüssiges Eisen am ganzen Korper Brandwunden erlitten hatte

Vermischtes .
Der Prozeß Karl Mays.

* In weitern Kreisen dürfte der Prozeß des bekannten in Dresden
lebenden Schriftstellers Karl May gegen den Redakteur Lebius in
Berlin wegen Beleidigung Aufsehen erregen , über den kurz berichtet
worden ist. Der Prozeß-spielte am 12. April vor dem Schöffengericht
in Charlottenburg und endigte mit der Freisprechung des Beklagten,
dem die Wahrung berechtigter Interessen zuerkannt wurde. Der Be¬
klagte hatte behauptet, May sei ein mehrfach, u. a. mit Zuchthaus vor¬bestrafter Verbrecher und habe die in seinen Büchern geschildertenReisen niemals gemacht, ja, nie die deutsche Landesgrenze überschritten.Diese Behauptungen hingen wiederum mit einer brieflichen Außerung
an eine Dame zusammen, daß May ein geborener Verbrecher sei.
May gab in der Verhandlung zu, daß er gerichtliche Strafen erlitten
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habe, aber nicht wegen der ihm vom Beklagten vorgeworfenen Hand¬
lungen . Nähere Auskunst verweigerte er. Ebenso sprach er sich nicht
näher über den Vorwurf aus, daß er niemals Reisen im Ausland ge¬
macht habe und seine Erzählungen also erfunden seien. Wenn das
Schöffengericht zur Freisprechung gelangte , so hat es damit sich auf die
Seite des Beklagten gestellt und anerkannt , daß dessen Behauptungen
der Hauptsache nach auf Wahrheit beruhten . Die eigentliche Literatur
und literarische Kritik hat sich ja früher nie mit Karl May ernstlich be¬
jaßt. Er kam zunächst durch die bekannte katholische Verlagsfirma
Franz Pustet in Regensburg als Mitarbeiter an deren Deutschen Haus¬
schatz und machte sich im weitern Verlaufe gerade in katholischen Kreisen

beliebt und berühmt . In der hohen katholischen Aristokratie und bei der
kathosischen Geistlichkeit hatte er ebenso begeisterte Anhänger, wie unter
der Jugend , letztere namentlich verschlang seine Reiseabenteuer , in denen
er unter dem Namen Old=Shatterhand den Helden der größten Wagnisse
und fürchterlichsten Gefahren spielte. Allmählich kamen besonnenere
Männer zu einem Mißtrauen gegen diesen so gefeierten Vertreter
katholischer Literatur, und hauptsächlich war es der frühere Chef¬

redakteur der Kölnischen Volkszeitung, Dr. Cardauns, der gegen ihn
vorging. Später tat dies auch der bekannte Benediktinerpater Ansgar
Pöllmann . Bei dieser Polemik kam nun zunächst ein Material zu¬
jage, aus dem hervorging , daß Karl May als Schriftsteller zwei sehr

verschiedene Gesichter hatte: auf dem einen war er der fromme, gott¬
gläubige sittliche Mann, auf dem andern der faunisch lächelnde Ver¬
treter einer entschieden pornographischen Kolportageliteratur, die er
natürlich für einen andern Verlag als den katholischen fabrizierte . Er
wehrte sich sehr geschickt, und es gab Anhänger, die leidenschaftlich
Partei für den nach ihrer Meinung zu Unrecht verfolgten Mann
nahmen. Aber anderseits gab man die Nachforschungen nicht auf, und
so kam es zu jenen Behauptungen über seine Vergangenheit , die der
Gegenstand der erwähnten Beleidigungsklage wurden, der nach Lage
der Umstände May ja nicht mehr ausweichen konnte . Originell und
belustigend ist dabei die Art, wie May seine Anhängerschaft, die

a häufig brieflich an ihn wandte , düpierte, indem er z. B. eines
Tages ankündigte, er habe wieder eine große Reise vor und könne
daher einlaufende Briefe nicht rasch beantworten. Ein andermal
schickt er eine Postkarte, daß er eben völlig erschöpft wieder in
Dresden angekommen sei, das er in Wirklichkeit gar nicht verlassen
hatte, und dergleichen mehr. Hätte May nicht allerlei anderes auf

wie seine pornographische Tätigkeit , seinedem Kerbholz
mit zugestandenen Vorstrafen zusammenhängende Vergangenheit

so wäre unserer Ansicht nach ihm gar nicht der Vorwurf
der Hochstapelei zu machen, auch wenn seine abenteuerlichen Reisen

nur Fiktion waren . Unseres Erachtens hat ohne Zweifel ein Schrift¬
steller das Recht, unterstützt durch die Lektüre umfangreicher Reise¬
literatur, nur mit seiner Pyantasie Wanderungen über die ganze Erde
anzustellen, Abenteuer zu erträumen und ein Lesepublikum damit zu

unterhalten, denn solche Bücher wie die Karl Mays kommen ja eben
nur als eine Abart von Romanen , also von Phantasie=Erzeugnissen , in
Betracht zum Unterschied von wissenschaftlichen Entdeckungsreisen , bei
denen es von erheblicher Bedeutung ist, daß der Verfasser diese oder
ene Beobachtung selbst gemacht habe. Daß er, der Protestant we

sich den Anschein gab, Katholik zu sein und infolgedessen hauptsächl
in katholischen Kreisen sich seinen Gewinn holte, ist auch kein groß
Verbrechen, sondern ein schlauer Kniff, der einen komischen Reiz ha
Das Wichtigste ist uns, daß auch bei katholischen Erwachsenen und
zwar gebildeten Erwachsenen die Geschichten Mays Bewunderung er¬
regen und als wirkliche Literatur betrachtet werden konnten. Das ist
bezeichnend für den geistigen Tiefstand dieser Kreise, und an dieser
Wahrnehmung ändert der Umstand nicht viel, daß schließlich allerdings
stärkere Intelligenzen wie Cardauns und Pöllmann reinigend eingriffen.

Den liberalen Kreisen und den dort herrschenden Geschmacksrichtungen
mag man auch allerlei Vorwürfe machen können, aber ihnen ist es

noch nicht eingefallen , Erzeugnisse von der Art der Mayschen Romane
unter dem Gesichtspunkt ernster Literatur zu beurteilen.

Arbeiterbewegung .
Rheydt , 13. April. Telegr. ) Bei Hermann Schött (Aktien¬

gesellschaft ) haben heute fast sämtliche Drucker und Lithographen
gekündigt.

X Brüssel, 13. April . (Telegr. ) Auf den Zechen von Bracquegnies
bei Charleroi ist der Ausstand jetzt vollständig . 2200 Bergleute
haben die Arbeit eingestellt und heute einstimmig die Fortsetzung des
Ausstands für die Dauer eines Monats beschlossen . Im Becken Mons
hat eine große Anzahl Arbeiter ihre Kündigung gegeben. Am 24,
ds. Mts. wird in Quaregnon ein Regionalkongreß der Bergarbeiter
des Beckens Mons stattfinden, der sich mit der Lohnfrage befassen soll.
Eine Lohn= oder vielmehr Ausstandsbewegung soll sich auch in derEisenindustrie vorbereiten . Bei den Konstruktionsanstalten Nicaise,
Charleroi, sind 200 Zuschläger in den Ausstand getreten .

W Marseille , 13. April . (Telegr. ) Die Straßenbahnwagen
sind heute zum Teil wieder in Betrieb . Die Dockarbeiter, Fuhrleute
und Gasarbeiter feiern.

W Berlin, 13. April . (Telegr .) Als der Arbeiter Syrnitz von
seiner Arbeitsstelle bei Neudorf=Spremberg zum Amtsgericht über¬
geführt wurde, entriß er an einer einsamen Stelle des Waldes dem
ihn begleitenden Gendarmen den Revolver , um ihn zu erschießen. Der
Gendarm nahm dem Gefangenen die Waffe wieder ab. Dafür be¬
nächtigte sich dieser des Seitengewehrs, und der Kampf zwischen beiden
dauerte an, bis der Gendarm seinen Revolver entsichern konnte und
den Gefangenen erschoß.

w Görlitz, 13. April . (Telegr. ) Das hiesige Schwurgericht
verurteilte den 21jährigen Hilfsgerichtsdiener Scholz, der in der
Nacht des 21. März d. J. unweit der städtischen Badeanstalt seine
Geliebte, die 28jährige Maschinennäherin Alma Sprenger, ermordet
hat, zum Tode.

Görlitz , 13. April. Telegr. ) Der frühere Kassierer Liebe der
hiesigen Filiale des Bankhauses Eichhorn &amp; Co. , der nach Unter¬
schlagung von 25 000.A flüchtig geworden war, hat sich der Zittauer
Polizei selbst gestellt.

&p. Leipzig, 13. April . (Telegr. ) Der Geheime KommerzienratJulius Blüthner, der Begründer der bekannten Pianofortefabrik,
t heute im Alter von 86 Jahren gestorben .“"“

O Paris , 13. April. (Telegr. ) Heute morgen ist hier der 21.
Kongreß der Eisenbahnarbeiter eröffnet worden. Er soll vor

allem die Frage der Lohnerhöhung der Eisenbahner erörtern , den Ver¬
waltungsrat des Nationalsyndikats neugestalten und die Vereinigung
dieses Syndikats mit dem Allgemeinen Bund der Maschinisten und
Heizergruppen beraten . Die letztern haben sich besonders bei den letzten
Vorgängen an der Westbahn bemerkbar gemacht. Der Kongreß

beschäftigte sich mit einem Zwischenfall, der den Keim von neuen
Schwierigkeiten enthalten kann. Während einer Versammlung der
Eisenbahner der Gruppe Sotteville =les=Rouen veranstalteten die Teil¬
iehmer eine Kundgebung auf der Straße. Es kam zu einem Kamp

mit der Polizei. Die Folge war die Verurteilung von zwei Eisen¬
bahnern durch das Gericht von Rouen, das den einen mit einem Monat
Haft ohne Anwendung des bedingten Strafvollzugs, den andern mit

echs Tagen Haft unter Anwendung des bedingten Strafvollzugs und
mit 25fr Buße bestrafte, die er zu bezahlen hat. Die Eisenbahner sprachen im
Ministerium des Innern vor. Dort antwortete man, daß Präsident Briand
nicht eingreifen könne, da die Justiz sich mit der Sache beschäftige
Die Eisenbahner beschlossen darauf , gegen das Urteil Berufung einzu¬
egen. Dieser Vorfall wurde heute vom Kongreß leidenschaftlich be¬
prochen . Die Erörterung gab einen klaren Einblick in die Verfassung
der Eisenbahner . Während die Angestellten der Staatsbahn denAusstand wollten, redeten die Angestellten der Ostbahn dem Frieden

das Wort. Zum Schluß wurde eine Tagesordnung angenommen , die
die Solidarität der Eisenbahner mit den in Rouen verurteilten zwei
Kollegen ausdrückt und beschließt, eine Abordnung zum Justizminister
zu senden, um entweder die Besreiung des verhafteten Kollegen zu
erreichen oder seine sofortige Vorführung vor das Appellationsgericht
ur Erlangung der Anwendung des bedingten Strafvollzuges. Ferner
oll die Abordnung vom Bautenminister oder Eisenbahndirektor erlangen ,

daß die beiden Genossen unter keinen Umständen aus dem Dienst
entlassen würden. Die Abordnung hat sich unmittelbar darauf zum
Justizministerium begeben und ist vom Kabinettchef des Ministers
empfangen worden .

Saint Etienne , 13. April. (Telegr. ) Hier wurde ein Dreher
namens Duplanil verhaftet, der sich in dem Gasthof, in dem
Ministerpräsident Briand auf seiner Wahlreise abgestiegen war,
zegeben und dort dringend den Ministerpräsidenten zu sehen verlang !

hatte. Bei ihm wurden ein Dolchmesser und zwei geladene Revolver
gefunden. Er erklärte, er habe Briand töten wollen, weil dieser hm
seine Ehre geraubt habe. Später beklagte er sich, ein Opfer; der
Spiritisten geworden zu sein. Vermutlich handelt es sich um einenWahnsinnigen.

L Einer der beliebtesten englischen Humoristen, Herr W. W. Jacobsder in letzter Zeit in übersetzung auch in Deutschland bekannt gewordenist, war der Ehrengast des Lord Mayor von Liverpool bei einemiterarischen Mahl und hielt eine Rede, in der er lustig die literarischeLaufbahn ironisierte . „Die literarische Laufbahn ist so leicht zu be¬schreiten“, meinte er, „daß ich mich oft darüber wundere, warum nichtmehr Leute sich ihr widmen. Alles was man braucht , sind für 50Pfennige Briefpapier, für 10 Pfennige Tinte, für 5 Pfennige Federn
und für etwa 200.4 Briefmarken . Keine technische Ausbildung wirdverlangt, ja der Schreiber braucht nicht einmal orthographisch richtig

" schreiben, vorausgesetzt , daß seine Handschrift schlecht genug ist. DiePreise der literarischen Lotterie sind an Zahl und Höhe ganz anständig.
und damit keiner irgendwie gekränkt wird, werden die größten Gewinne

meist erst nach dem Tode ausbezahlt. Es scheint mir, als ob die
Schriftsteller der Gegenwart eine ganz famose Art und Weise haben,
das Leben von der rosigen Seite aus anzusehen. Gehen ihre Bücher
sut ab, so sagen sie: Volkesstimme ist Gottes Stimme . Sind sie aber

nicht abzusetzen, so danken sie dem Himmel inbrünstig, daß ihre Werke
nicht nach dem Geschmack der gemeinen Herdenmenge sind. Eine außer¬
ordentlich seltsame Erscheinung bei Autoren, besonders bei solchen , die
noch nicht veröffentlicht worden sind, ist ihre gierige Sehnsucht, kritisiert
su werden, und ihre sprühende Entrüstung, wenn sie kritisiert worden
sind. Die aufrichtigste Kritik, die ich jemals über meine eigenen Sachen

hörte, wurde mir von der Frau eines meiner Freunde zuteil. Sie
sagte mir, meine Arbeiten seien ihr eine große Hilfe gewesen. Einzel¬heiten erwähnte sie nicht , sondern nur im allgemeinen , daß sie immerdrei oder vier Seiten eines meiner Bücher gerade vor dem Schlafen¬gehen läse.

L Mit der neuesten Lokomotive, die für die Atchison andSanta Fe=Eisenbahn gebaut worden ist, haben die amerikanischenIngenieure ein Meisterstück vollbracht. Denn diese gewaltige Maschinet wohl die größte der Welt; sie wiegt ohne Tender nicht wenigerals 4620 Zentner , zusammen mit dem Tender 7000 Zentner . Der

Tender ist imstande, 4000 Gallonen Petroleum für die Feuerung
und 12000 Gallonen Wasser für den Kessel mitzunehmen . Diese
Riesenlokomotive läuft auf 28 Rädern . Aber ihre Bedeutung für den
Eisenbahnbetrieb liegt nicht nur in der kolossalen Kraftentfaltung, deren
diese Lokomotive fähig ist. Bei den alten Lokomotiven entweichen

durch den Schornstein gewaltige Hitzemengen, die nutzlos in die At¬
mosphäre ausgestoßen werden. Die neue amerikanische Maschine ist
so konstruiert, daß die Heizkraft der entweichenden Gase ausgenutzt
wird; die Abzugsröhren sind so angelegt, daß die entweichende
glühende Luft zugleich wieder zur Heizung des Kessels beiträgt. Welche
gewaltigen Hitzemengen damit nutzbar gemacht werden, zeigt sich darin,
daß der Verbrauch an Heizungsmaterial eine Ersparnis von nicht
weniger als 50 Prozent erfährt. Die Maschine ist imstande, einen
schwer beladenen , eine englische Meile langen Güterzug ohne Schwierig¬
keit zu ziehen.

Handel , Gewerbe und Verkehr .
Drahtberichte vom 13. April.

# Berlin. Der Verkehr an der heutigen Börse zeigte kein ein¬
alationsmärkte nahezu verödetheitliches Bild. Während die Haupteigten, w e die Spekulation ihr Interesseblieben und zur Schwächen

elangreichen Umsätzeninigen Nebenwerten zu, in denen es zu s ngapiere kam schließlich der Gesam. Die Belebung dies ## mita Meldungen eintrafen, wustatten, und a noch aus
mien werden könne, daß die Bank von Englandumtheit a

gen keine Diskontheraufsetzung vornehmen werde, wurde diem
Stimmung an der Nachbörse recht zuversichtlich . Es wurden nebei
einigen Montanwerten, wie Bochumer Verein und Deutsch-Luxemburge
besonders Elektrizitätswerte lebhaft umgesetzt, wobei Schuckert und

Elektrizitäts -Gesellschaft eine Kluch die Aktien der Allgemeiner
Einfluß auf die allgeleigerung von 2% erzielten. Von gü
Zug um Zug gehandeltne Haltungmmung war auch die st

ks-Aktien¬Aktien der BochumerWerte. U. a. konnten htweisesetzen, wobei genursstesellschaft il
sich das Unternehmene, daß ein großes Kohlenberg

zugliedern beal m zuständiger Seite erklärt , daßtige, doch w
gen Plänen nichts bekannt si der Verwaltung von d
ht auf die neuen Aktien der Preuß.Heute notierte das Bezi

tt mit 1,2750b6Zentral - Bodenkredit - Aktiengesellsgha
und des Elberfelder Bank- Vereins mit C,

Von der Zulassungsstelle ist die Zulassung von 112550000 K. König.
lich ungarische steuerfreie 4proz . Staatsrenten - Anleihe von 1910

beschlossen worden.
Die Nachfrage nach den neu eingeführten Aktien der Rheinischen

Jerbstoff - und Farbholz - Extraktfabrik Gebr. Müller.
Aktiengesellschaft in Benrath a. ., war wieder so stark,
daß eine Notiz nicht festgestellt werden konnte. Kaufaufträge lagen für
stwa 1 Mill. Mark Aktien vor.

Die Berlin - Anhaltische Maschinenbau - Aktien¬
gesellschaft , Abteilung Waggonbeleuchtung , hat in letzter Zeit
große Erfolge auf dem Gebiet der Waggonbeleuchtung erzielt. Die
Lizenznehmer in Oesterreich haben 60% des gesamten Bedarfs der
österreichischen Bahnen für Waggonbeleuchtung in diesem Jahre

alten. Auch von Rußland und dem übrigen Ausland gehen größer
tträge ein. Desgleichen steht die Gesellschaft in Deutschland mit

verschiedenen süddeutschen Eisenbahndirektionen vor dem Abschluß und
hat in den Reichslanden eine größere Bestellung auf Lampen für Eisen¬

agen erhalten . Von den preußischen Staatsbahnen ist ebenfalls
rzem ein größerer Probeau worden. Eine Neuerunasen 9050großer Firma, durch die arnis erzielt wird, fand' sden Pre Aufnahme bi nbahnbe die nach erfolgreichen181 die allgemeine Einführ schlossen91 200000K betr end ital der Berliner

9
0ßenbahn Nordos its gemeldetan die Große

befinden sich 200 000 4 in deStraßenbahn ver
Besitze der Eektra und 1000000 -A im Besitze der Continentalen Gesell¬

rnehmen soll selbständig weiterbestehen .schaft in Nürnberg . Das I
Bei der Borsigwalder Terrain - Aktiengesellschaft inZerlin ergibt sich für 1909 ein Reingewinn von 4748-K (316 7754
odurch sich die Gewinnrücklage auf rund 942000 erhöht. Der Vor¬

stand berichtet , daß im laufenden Jahre der Geschäftsgang wesentlich
er als im Vorjahre ist und die bisher erfolgten Verkäufe einen

itzen gelassen haben.ite
Die Vereinigten Kunst- Institute vormals Troitsch

schlagen nach 119000 A (i. V. 148000 . ) Abschreibungen wieder 15%
Dividende vor.

Bei der J. Frerichs &amp; Co., Aktiengesellschaft in Oster
1olz - Scharmbeck hat dem B. .-C. zufolge das abgelaufen

Geschäftsjahr mit einem Verlust von etwa 4500004 abgeschlossen , so
das sich der Fehlbetrag auf etwa 900 000M erhöht hat.

Die Anatolische Eisenbahn - Gesellschaft wird morge
0z. Schuler nicht zur Abstempelung gebrachtendie Kündi

hat einen außerordent¬ie Umsehreibun
von der GesellschaTroGisen Veicnl

ur ein kleiner Bruchteil der ausstehenden Schuestellten 105 febracht worden. Um Wünschentur Abstempeersel10 bis auf weiteres und untchzüglern zu entsprechen , w
1 ines jederzeitigeungenommen. Verrzuis Anmeldungen zur Umwancn98 estfälische Drahtindustrie - . - G. inamm. D

Iamm übernimmt die Drahtzieherei und Drahtwarenfabrik Eduard
Hobrecker in Hamm, deren Inhaber in den Vorstand der Gesellschaft
tritt. Die Firma Hobrecker stellt jährlich etwa 8000t her.

Hannover . Die Vereinsbank Hannover schließt nach
716 757#4 Gesamtabschreibungen und nach Autzehrung der Rücklag
von 54575-4 mit einem Verlust von 585625-4 ab bei 1½ Mill. Markita44tig

ie letzte ung der VeMrersaun 5stier sellschafDe11 (tidationse die chlußbilanz. Danach werde
och 4,8Zun

F. Leipzig. Die außerordentliche Hauptversammlung der Blei¬
ehertschen BraunkohlenwerkeinNeuk yhr :
beschloß die Erhöhung des Aktienkapitals um 600 1800000

jeuen Aktien übernimmt die Deutsche Bank zum Nennwert . Das
Bezugsrecht der alten Aktionäre wird ausgeschlossen .

# Basel . Die Baseler Versicherungs - Gesellschaft
egen Feuerschaden beantragt wieder 22%, die Baseler

Rückversicherungs - Gesellschaft 16% Gl. V. 12%) und dieTransport - Versicherungs - Gesellschaft wiederBasele
16% Divid

„ondon. 40000008 dreimonatiger Schatzwechsel gingen durel
schnittlich zum Zinssatz von .785 ab. Entgegen den auf dem Festlan
angeblich herrschenden Besorgnissen erwartet man im hiesigen Geld¬
markt ebensowenig wie in der Vorwoche einstweilen eine Erhöhung
des Banksatzes .
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# Die Branntweinerzeugung im deutschen Steuergebiet betrug

im März 1910 505 140hl (I. V. 566852hl); zur steuerfreien Verwendung
vurden abgelassen 190 881hl (158 206hl), davon vollständig vergällt 155 175h
(113 12451), Ende März verblieben in den Lagern und Reinigungsanstalten
unter amtlicher Ueberwachung 1 371 173h1 (1 431 202hl). Nach Versteuerung

urden in den freien Verkehr gesetzt 167 035hl (235 9775l). Mit Anspruch a#
516hl roher und gereinigter BranntweinSteuerfreiheit wurden ausgeführ

und 545hl Branntweinerzeugnisse. Es ergibt sich jetzt für die Zeit seit dem
fendes Bild1 fol∆ 6051. Oktober im Vergleich zu den Vor 90618/09
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Würzburg, 12. April. Auftrieb 11 Bullen , 21 Ochsen, 86 Stiere ,5
255.— + 168 Kühe und 81 Kalbinnen . Der wößte Teil der Tiere bestand aus Mittel¬

vare und Magervieh. Fette Ware war nur in geringer Anzahl, Ochsen nu
vereinzelt aufgestellt, weshalb die Preise für Fettvieh hoch waren. Bei Mager¬
vieh war das Geschäft anfangs sehr ruhig, entwickelte sich aber allmählick

so daß der ganze Bestand abgesetzt werden Die Preise waren der
Beschaffenheit entsprechend. Es kosteten: Ochsen 420-550-4, Stiere 210 bis395.4, Kühe 120-360-4, Kalbinnen 210-325-f das Stück .

Aktiennengründung . Unter der Firma Feilen - undischinenfabriken vormals Gebr. Ufer, . - . , wurde in
Süchteln mit einem Kapital von 1750000M eine Feilen- und Maschiner
fabrik gegründet . Gründer der Gesellschaft sind Kommerzienrat Franz

loltz, Fabrikbesitzer Ernst Rossic und abrikbesitzer Wilhelm Li
s Süchteln, Dr. ing. Oskar Recke-Rheydt , Kaufmann Julius Bechbüsseldorf-Oberkassel und Fabrikbesitzer Anton Richards-Düsseldorf .

* Aktiengesellschaft für Verzinkerei u. Eisenkonstrak¬tion vormals Jakeb Hilgers in Rheinbrohl. Der am 9. Ma
J. stattfindenden Hauptversammluwerden nach 95 190 (i. V. 34424-4)schreibungen so nach Ueberweisung von 25000-K (50000. A) anSonderrücklage und von 5000M4 (wie i. .) an den Arbeiter-Wohl¬fahrtsbestad 12% (wie i. .) Dividende und 107519 .4 Vortragvorgeschlagen.janer Wollspinnerei und Weberei in Sagan. Nach

dem Geschäftsbericht für 1909 bewegte sich das Geschält dasganze Jahr hindurch in ruhigem Verkehr. Einschließlich 316-K (i.1453. Vort ergab sich nach 90 981-+ (64215-4) Abschreibungen einReingennn von 61 992-4 (41 596=A) zur folgenden Verwendung : Rück¬
Sicherheitsbestand 5000K ( ), 6% Dividende aufVorzugsaktien gleich 600.4 (wie i. V 2 ( %) Dividendur50 000 Stammkapitalgleich 50000 K (37 500 ff. Gewinnanteile 11

agen 1100%% und Vortra 2173 ./ Die für das neue Jahr ein¬869 enen belangreichen Au e geben für mehrere Monate volleschäftigung , doch sind die Verkautspreise noch immer nicht mit denhohen Werten der Rohstoffe und den höhern Arbeitslöhnen und Unkostenlinklang zu bringen
= Eutin- Lübecker Eisenbahn-Gesellschaft . Für nächstenSamstag ist eine außerordentlicheuptversammi „ nach Entinberuten, und zwar auf Antrag der Zinsbürgschaft trageden Staatelbeck und Oldenburg . Es handelt sich um eine Aenderung des §ier Satzung betr. das Stimmrecht der Aktien. In dem betr. Paragraphe
ird bestimmt , daß je 600- beider Aktienarten , also auch die AktienBuchstabe B, die den Staaten von der Gesellschaft für den Betrag ihrerIschüsse jährlich ausgehändigt werden und deren Summe sich mietwa 2¼ Mill. Mark derjenigen der Aktien Buchstabe A bereitseine Stimme haben sollen, daß abe ir als 100 Stimmen auf eiNamen oder in Vertretung nicht abgegelen werden dürten . Diese Bimmung bedeutet also, daß jeder der beiden Staaten nur 100 Stimmer

1<space>der<space>Ha upt versamml ung<space>haben<space>sol l.<space>Di eser<space>letzt ere<space>Passus<space>sol l<space>be¬<space>leitigt werden. Die Regierungen wollen künftig ihr Stimmrecht ohneEinschränkung ausüben
e Internationale Schlalwagen - Gesellschaft (Comp.

internat, des Wagons-Lits et Grands Expreß Eurepéens) in Brüssel.
ie Wageneinnahmen betigen 25240 313r (i. V. 23 164 346fr) und dieind nkünfte 1695989tr (1 415 523fr): Der gesamte Rohgewinnbeträgt 13021 209tr (11 617 939:r) und nach ug der Zinsen usw. sowie49556fr (4513926r) Abschreibun de Reinnutze179540r (4343085tr). Diese ttet die Verteilung einer Dividendege

von 18tr (17fr) gleich 4 45000 5000fr), wäh 0941r)4864r
ter die Aufsichtsräte verteilt und 568 004fr (435 994fr) vorgetrage

werden. Die Gesellschaft arbeitet einem Aktienka u von 52
ill. Franken (wie i. . )woraut die Aktionäre letztes Jahr no 5447 300fr

Mill. iken (wiinzuzahlen hatten! * ücklagen
on 5953leben einer Auleihese Oir (6347650 und

von 3½ Mill. Franken (wiei. .) hat sieIypo ranlehe 487 115fr(22964 374fr) Verpflichtungen (worunter 6314 208ir (12 150641r ) für,Roll
materiall. Anderseits stel die Gesamtanlagen nach den diesjährige
Abschreibungen noch mit 1245 r (12270881fr ), der Rapierstand mit 10591349r (10593349fr), die Vorräte mit

3459r) und die vorhandenen Weine öre mit Rb4:hhr Gecänd(1522565tr) zu Buch. 74 9991r)er waren 541
064587tr (1 182526fr) linterlegungen (10207874w (8197062fr) bar und

Bankguthaben und 301 994tr (354 919r) Fahrsche vorhand
Comp. Française Thomson- Houston in Paris. De

aut 4002349r (i. V.ielle Gewinn des belieriend∆ 4 Alnnahmen estand auf 2157592ir) und 0
V. 1 700584). Abzug der Unkosten verbleiben zuzüglich deVertügung,23ir zu tolgende VerwenVortrags 4 ung finden

n Dividende gleich 3600000fr , gesetz e Rück¬Ir. Verver G. V 270
65 3341r, Vortrag 198 (42fr. Betreffs des

um industriellen Gewis ist zu bemerken , daß die Gesellschalt die
5. Th. H. de la Méditerannée und Société Aceumulateurs Ur

ch aufgenommen hat, die im Jahre 1908 einen Gewinn von Orund 92 760ir erzielt hatten . Das bes iem AktAr S :wurde durch einen rzugsaktien∆ 5 ys-Sud erreicht. Der Rechnm schluß 1969 weist aus: Ba10 952tr (i. Vorj. ), Aktienbestand 55 481 659flZir), Beteiligungen 12761 949fr (9897133r ). Vorräte 410083(3071321 in Ausführung 7950 116r (6185 (43ir), verschiedenehuldne r (20 157 824r), Gebäulichkeiten 650 425fr (600000frerner Grundstücke der Fabriken 2 171 665fr, Gebäulichkeiten der Fabriken
Posten waren 1908 nicht aufgenommen). Dagegen an Verbindlich60000 000fr (40000000ir), 4proz. Schuldverschrcibungen 29 095 C0Ofr(29 410 0COir), satzungsmäßige Rücklage 5662 279tr (4000 00Oir), besondere

Rücklage 15000000r (15000 000r), Rücklage für Tilgungen 4 200000fr
(4 200 000r), Rücklage für Abscbreibungen auf Gebäulichkeiten , Vorrat

und Material 5305000fr (Oir), Rücklage für Arbeiterunfälle 100000fr (Otr).
Gläubiger 7051 316ir (72531271r), Zurückvergütung von Zinsen und
Schuldverschreibungen 799070fr (814 398/r), Compte ’ordre 36 264fr ( . ),
Aufgeld der neuen Aktien 212820tr ( Geninn 3834 202r (27999121r).

e Bank in Petersb " Die Bank hat in ver
∆

re 1909, wie beiab steilt,
—7

**
kei0 sch uabe. Augzieit. 1b C. 1

Hauptversammlung tolgende Verteilung verschlagen: Rücklage91569 8) ., 1 6% (wie i. .) oder 22 R. 50 Kit die Aktie gleich 1500000 R. (wie i. .) Gewinnanteile 11765793050) .; nach Hinzutügung des Gewinuvoages von 220000 R. ver¬bleiben 342 159 ., die vorgetragen werden sollerr. Lant Geschäfts¬lericht erbrachten Zinsen 4010597 (i. V. 4165 494) ., Gebühren(1 039 930) ., Wertpapiere 599684 (404 746) ., Val∆ 0 häte37623 (i. V. 241842) R. und Eingänge zweifelhatter Schule 12527(110211) R. Insgesamt betrug der Rohgewinn 6509159 (5962!
110 . , Baurichtungs¬Hiervon sind zu kürzen : Unkos 3611259 (3kosten 92 270 (76: . , zweitehafte Forderungen 799684 (787184) R.werbesteuer 8 (200954) R. Der Gesamtumsatz betrug38 86 (1 R. Bei einem Grundkapital von 25 Mill. R.##ele B #82 betragen die Eir#on 1370014 fl. V. 123 en 29633386 (30802und die Rechnung der Zentrale n 21

gen 384529(37 495992) R. sen werder y 1 bar und Bankguthaben 7648090809255) R, an Skontierten chseln 689. ..Vorschüssen 46687106 (i. V. P Vertpa 9005615436) ., an Liegenschatten 3770801 (2957217) ., an Korlenten 30532045 (2359083) R. und an Rechnung der Zentrale mit derFilia len 38 452942 (37 495 992) R. ausgewiesen .
Einnahmen von Verkehrs-Anstalten .

Aachener Kleinbahnen . 790.4 fl. V. 139 741. ), vomJanuar bis Ende März 514915 -4 (458 302-4
Posener Straßenbahn . März 1910 85 231-A (i. V. 78 206- ), vomJanuar bis Ende März 248 912=4 (227 578. 0)ardinische Sekundärbahn. Einnahme im Januar 86 574 Lire

(i. V. 90240 .), Ausgaben 174 912 Lire (174324 .).
Zahlungs- Einstellungen .

90 nst1 alche
gerbe Pechiascschlsehen ean geiscehlsch . ine der Riesner dinthei *

TOLLWERCF

SSc5

Ess - Schokoladen
Tafel 25, 50 Pfg. und 1 Mark

Koch - Schokoladen
¼- und - Pfund- Tafel 50 Pfg. und 1 Mark

Kakao - Pulver
- Pfund- Paket Mk. . —.

Unübertroffen in Qualität !
Das Neueste in Verpackung .

tien-Gesellschaft inDeutsche Lebensversicherungs-Bank, bis Anlang April 1910Berlin. Der Brutto-Zugang vom 1. Jar
rt sich auf 1826 Anträge über K4191080. — Vers. - Summe,

sich der Versicherungs-Bestand Anfang April 1910 au69313 Policen über K 120805 172,— Vers. -Summe beläuft.

Natürliches Arsen Eisen - Wasser
das arsenreichste aller Arsenwässer. H

Von den ersten med. Autoritäten wird eine Trinkkur mit Roncegno
Wasser bei Blutarmut-, Haut-, Nerven-, Frauenleiden-, Malaria
wärmstens empfohlen. — Zu häuslichen Trinkkuren in all. Apoth. erh

und muß in Fetzen zerfallen, Ihre guteSie geht kaput wertvolle Wäsche , wenn sie fortwähren
trapaziert wird mit modernen Chemikalien, den vielgepriesenen Zauber¬
pülverchen. Bei den ersten paar Wäschen merken Sie vielleicht noch

nichts, aber wenn später bald das Gewebe vollständig ausgelaugt und
die Elastizität der Faser dahin ist, dann ist’s zu spät! Deshalb bei Zeiten

überlegt, ob es nicht zweckmäßiger ist, mit altbewährten wäscheschonender
Seilen-Fabrikaten zu waschen. so z. B. mit Luhnst Ueberall erhältlich.
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